
1996 ging der Bremer Vulkan, 
die letzte Großwerft in der 

Hansestadt, in Konkurs. Die örtlichen 
Medien erinnern zum 
Jahrestag daran, doch 
steht ausschließlich der 
wirtschaftsgeschichtliche 
Aspekt im Vordergrund. An 
die persönlichen Schicksale 
der mehr als 2.000 Vulkan-
Arbeiter, der sogenannten Vul-
kanesen, wollen sich die ver-
antwortlichen Journalist:innen 
und Redakteur:innen nicht 
erinnern – obwohl darüber aus-
führliche Berichte vorliegen.

Die Arbeit auf der Werft war 
Knochenarbeit, die Vulkanesen 
hatten sich im wahrsten Sinne des 
Wortes kaputtgeschuftet. Mehr als 
650 Beschäftigte waren durch ihre Ar-
beit mit Asbest erkrankt, die meisten 
von ihnen sind mittlerweile an Krebs 
gestorben. Viele der arbeitslos geworde-
nen Vulkanesen schafften es nicht, nach 
der Pleite wieder Boden unter die Füße 
zu bekommen: Sie landeten, nach vielen 
frustrierenden Erfahrungen in prekären 
Arbeitsverhältnissen, am Ende verbittert in 
Hartz IV. Auch ihre Erwartung, aufgrund ih-
rer körperlichen Schäden als Berufserkrankte 
anerkannt zu werden, wurden in den meisten 
Fällen schmerzlich enttäuscht. 

Das Management des Bremer Vulkan 
lag seit den 1980er Jahren in der Hand der 
örtlichen SPD, 1987 wurde Staatsrat Fried-
rich Hennemann als Vorstandsvorsitzender 
inthronisiert. Die tödliche Gefahr durch das 
verbaute Asbest wurde lange bewusst ver-
schwiegen, europäische Sanierungsgelder un-
terschlagen. Zum Schluss haben sich mehrere 
Manager in die Schweiz abgesetzt, dutzende 
SPD-Betriebsräte und Gewerkschafter wurden 
mit guten Posten bei Sozialversicherungsträ-
gern versorgt und der von vielen etablierten 
Linken immer noch hochgelobte Henning 
Scherf, damals Erster Bürgermeister, ließ 
den großen Portal-Kran abbauen – das weit-
hin sichtbare Wahrzeichen für den Bremer 
Schiffbau sollte schnell aus Augen und Hirn 
verschwinden. Zurück blieben abgearbeitete, 
kranke und bald vergessene Arbeiter.

�� Vulkanesen fühl(t)en sich verraten

Wir wenigen Wissenschaftler:innen, die wir 
uns mit den Arbeiterschicksalen befassten, 
spürten eine tiefe kulturelle Klassenspaltung. 
Unsere Studien interessierten in den Buch-
läden der wohlhabenden Viertel Bremens 
niemanden. Und diejenigen, die offiziell dem 
Vergessen anheimgegeben wurden, wandten 
sich zunehmend den rechten Parteien zu – 
erst den »Bürgern in Wut«, inzwischen der 
AfD. Kann man sich darüber wundern?

Ich hatte noch mit einer ganzen Reihe von 
Arbeitern Kontakt – jetzt sind sie fast alle 
tot –, habe die Enttäuschung, den Frust und 

die Wut 
mitbekom-
men, später auch 
selbst abbekommen. Unter 
ihnen nahmen die Verschwö-
rungserzählungen zu: Die Reichen, die 
Politiker, die Wissenschaft, die Medien – alle 
würden sie »unter einer Decke« stecken, alle 
wären sie »zentral gesteuert« von den »gehei-
men Systemlenkern«. Ich bekam zu hören: 
»Was ist jetzt mit Eurem Gerede von Arbeiter-
klasse, und davon, dass sich die Bremer Uni 
auf die Fahnen geschrieben hat, den Arbeitern 
zu helfen? Nix habt Ihr geholfen! Karriere 
habt Ihr gemacht!« Das ist bitter, auch wenn 
der Vorwurf nicht in jedem Fall zutrifft. 

Ich kann es den Arbeitern nicht verdenken. 
Sie nehmen es so wahr. Mit der Krise und 
dem wirtschaftlichen Zusammenbruch kam 
für viele auch der persönliche und körperli-
che. Und es folgten die scheinbar klaren und 
einfachen Worte: »Wir sind verraten worden.«

�� Vergessenwerden  
ist noch schlimmer

Doch die Wirklichkeit ist viel ernüchternder. 
In der Wissenschaft und in den Redaktionen 
sitzen allzu oft Leute, die das Schicksal der 
Arbeiter nicht berührt. Dafür brauchen sie 
keine Steuerung von außen. Spricht man 
heute mit ihnen, fragt man sie, ob sie nicht 
darüber berichten wollen, so bekommt man 
zu hören: »Wen soll das interessieren?« Und 
ja, die bürgerliche Mitte hat tatsächlich ganz 
andere Sorgen. Sie diskutiert über die Aktien-
kurse und ob es vertretbar ist, in Rheinmetall 

zu in-
vestieren.

Das Paradoxe: 
Auch die Werftarbeiter 

meinten lange – als es dem 
Vulkan noch gut ging –, dass sie 

zur bürgerlichen Mitte zählen. Viele 
hätten nichts dagegen gehabt, Schiffe für die 
Marine zu bauen, das war eine Nische der 
einstigen Werft. So gingen und gehen durch 
viele arbeitende Menschen die gesellschaftli-
chen Widersprüche mitten durch Herz und 
Hirn.

Das Verrückte ist, dass sich auch die heutige 
politische Linke – die Linkspartei sitzt in 

Bremen in der Regierung – mit Arbeiter-
schicksalen nicht mehr be-

fassen will. Sonst würde 
nicht mit dem Segen der 
Linken in Bremen bru-
taler Sozialabbau betrie-
ben werden, sonst würde 

nicht zugelassen, dass die 
medizinische Versorgung 

für gesetzlich Krankenver-
sicherte in manchen Stadt-

teilen zusammenbricht, dass 
sich Kitas und Schulen ma-

teriell wie kulturell am Rande 
des Abgrunds befinden – es 

sei denn, man hat Geld für die 
florierenden Privatschulen.

Es ist in meinen Augen gro-
tesk, wenn sich die heutige Bremer 

Politik hinstellt und sagt: »Wir 
haben den Strukturwandel gut 

gemeistert.« Ja, es gibt einen Tech-
nologiepark, in dem mehr Menschen 

arbeiten als zuletzt in der Werftindus-
trie. Doch im Technologiepark haben 

fast alle einen akademischen Abschluss, 
und es wird Englisch gesprochen. Wie 

das auf die noch wenigen Überlebenden 
der Bremer Werftarbeiterschaft wirkt, bedarf 
keiner Erklärung.

*  Wolfgang Hien ist Arbeitswissenschaftler und hat 
sich – seit den 1980er Jahren – über viele Jahre hinweg 
mit den Arbeitsbedingungen und dem Gesundheitsver-
schleiß der Arbeiter der Bremer Vulkan-Werft beschäf-
tigt.

Literatur:
Wolfgang Hien et al.: Am Ende ein neuer Anfang. 

Arbeit, Gesundheit und Leben der Werftarbeiter des 
Bremer Vulkan, VSA, Hamburg 2002.

Wolfgang Hien et al.: Ein neuer Anfang wars am Ende 
nicht. Zehn Jahre Vulkan-Pleite: Was ist aus den 
Menschen geworden?, VSA, Hamburg 2007.
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Verraten oder vergessen?
Wolfgang Hien* erinnert an die Vulkan-Pleite vor 30 Jahren

Der express lädt ein: 

Online-Gespräch zur geplanten Krankenkassenreform und 
dem Kampf um Entlastung an den Krankenhäusern

Seit Jahren kämpfen die Kolleg:innen in den Krankenhäusern für Entlastung. Die ge-
plante Krankenkassenreform, die Einsparungen an allen Ecken und Enden vorsieht, wäre 
dabei ein großer Rückschritt. Sie umfasst Kürzungen, die sich direkt gegen die Beschäf-
tigten richten. Und sie hat bereits jetzt Auswirkungen: An der Charité wurde der Ent-
lastungstarifvertrag von der Geschäftsführung gekündigt, mit Verweis auf die geplanten 
Sparmaßnahmen. Das ausführliche Interview dazu findet Ihr auf Seite 6.

Mit Gisela Neunhöffer (stellvertretende Landesfachbereichsleiterin bei ver.di in Berlin-
Brandenburg und zuständig für das Gesundheitswesen) und einer ehrenamtlichen ver.di-
Kollegin wollen wir über die anstehenden Auseinandersetzungen im Gesundheitsbereich 
diskutieren. Wir laden Euch herzlich ein, mit uns ins Gespräch zu kommen!

Weitere Informationen findet Ihr auf unserer Website.

Termin: 30. Juni 2026, 19:00 Uhr
Ort: Online – Zugangsdaten werden nach Anmeldung verschickt
Anmeldung: per Mail an express-afp@online.de
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V ergangenen November fanden in 
Frankfurt ein Workshop und eine Kon-

ferenz zu »Gegenmacht und Gegenwehr in 
transnationalen Wertschöpfungsketten« statt. 
Organisiert wurden sie durch das partizipative 
Forschungsprojekt »Digitalisierung entlang 
von Wertschöpfungsketten im Handel« der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) 
in Berlin, an dem TIE in den vergangenen 
zweieinhalb Jahren beteiligt war, zusammen 
mit der Hans-Böckler-Stiftung und dem 
Forschungsprojekt »Rechtskämpfe in transna-
tionalen Lieferketten«.

Die Tagung war der vorläufige Abschluss 
des gemeinsamen Forschens zwischen TIE, 
dem Projekt »ver.di verbindet«, Kolleg:innen 
aus dem Einzelhandel und der Logistik in 
Deutschland und Spanien, Kolleg:innen 
aus der Textil- und Bekleidungsproduk-
tion in Südasien und der Türkei sowie 
Mitarbeiter:innen des Forschungsprojekts. 

�� Ein Blick zurück an den Anfang

Im TIE-Netzwerk verstehen wir Digitalisie-
rung als grundlegenden Wandel von Arbeit 
und Leben, von Machtverhältnissen zwischen 
Unternehmen und zwischen Kapital und Ar-
beit. Zugleich kommen wir in unserer Praxis 
immer wieder an Grenzen beim Verständnis 
des Umbruchs in den unterschiedlichen Bran-
chen und Ländern. 

Daher bot das Forschungsprojekt für uns  
die Gelegenheit, das »große Bild« der Verän-
derung im Einzelhandel zu verstehen, Zu- 
sammenhänge zwischen den Stufen der Wert-
schöpfungskette nachzuvollziehen und Strate-
gien und Praxiserfahrungen zu diskutieren. 

Die Kolleg:innen aus dem Projekt ließen 
sich auf dieses partizipative Vorgehen ein und 
entwickelten gemeinsam mit TIE Forschungs-
fragen und Arbeitspläne und diskutierten die 
Ergebnisse regelmäßig mit Kolleg:innen aus 
unseren Netzwerken sowie auf gemeinsamen 
Workshops und Treffen in Deutschland, Spa-
nien und Südasien.   

�� Was können wir über  
das »große Bild« sagen?

Nach diesem gemeinsamen Forschen stellt 
sich das Bild von Digitalisierung folgender-
maßen dar: Kern der Veränderungen ist eine 
veränderte Steuerung von Wertschöpfungs-
ketten auf neuartigen Industrieplattformen. 
Einzelhandelsunternehmen setzen diese auf, 
um Arbeitsprozesse und damit Arbeiter:innen 
zu steuern, ihre Produktivität zu optimieren 
und sämtliche Abläufe zu beschleunigen. Die 
Grundlage dafür bildet das Sammeln von 
Daten über Produktivität, Arbeitsabläufe, 
die Warenbewegung 
oder Kund:innen. Einer 
der Vorreiter ist Inditex, 
der Mutterkonzern von 
Marken wie Zara, mit der 
unternehmenseigenen 
»Open Platform«. Andere 
Unternehmen bemühen 
sich darum, ähnliche Platt-
formen aufzusetzen. 

Die Steuerung geschieht 
innerbetrieblich, zwischen-
betrieblich (etwa als store-
übergreifender Vergleich) 
und entlang der Wert- 
schöpfungskette. Die 
Perspektive der Unter-
nehmen ist dabei, dass 
Entscheidungen über 

Arbeitsprozesse, 
Warenbewegungen 
und Produktions- 
und Logistikpro-
zesse automatisiert 
getroffen werden. 
Stellenweise ist dies 
bereits zu beobach-
ten. Die Steuerung 
erfolgt dabei 
durch Systeme, 
die landläufig »KI« 
genannt werden. 
Sie entscheiden 
anstelle von 
Menschen nach 
vorbestimmten 
Kriterien – sie »ler-
nen«, Prozesse im Unternehmensinteresse zu 
steuern und zu optimieren.   

Voraussetzung dafür ist eine umfassende 
Restrukturierung, Standardisierung und 
Zergliederung (das heißt Industrialisierung) 
von Arbeit auf allen Ebenen. Nur so können 
Daten über die Prozesse erhoben werden, 
um diese autonom zu steuern. Auf der Ebene 
des Stores, der Fabrik oder des Logistikzen-
trums zeigt sich dies oftmals nur im Einsatz 
altbekannter Technologien wie RFID-Chips, 
Geräten zur mobilen Datenerhebung (»wie 
ein Smartphone«), Selbstcheckoutkassen, 
Barcode-Lesegeräten an Nähmaschinen usw.

So produzieren die Beschäftigten selbst 
jene Daten über die Arbeitsabläufe, die zum 
permanenten Vergleich, zur Optimierung 
und zur Steuerung genutzt werden. Dieser 
Zusammenhang ist auf der einzelbetrieblichen 
Ebene oftmals nur schwer zu erkennen, weil 
es für die Beschäftigten zunächst den An-
schein hat, als würden sie lediglich Inventuren 
durchführen oder die Erledigung einzelner 
Arbeitsschritte bestätigen. Dass die Daten 
auf Plattformen verarbeitet werden, um dann 
erneut Prozesse autonom zu steuern, ist nicht 
ersichtlich.   

Für Gewerkschaften und die betriebliche 
Interessenvertretung ist dies eine große Her-
ausforderung: So verschärfen sich zum einen 
bestehende Konfliktfelder um Gesundheit, 
Arbeitszeit oder Prekarisierung aufgrund des 
Wandels der Arbeit und des Drucks, die Pro-
duktivität, Effizienz und den Personaleinsatz 
zu optimieren; zum anderen wird die Ge-
staltung von Technik, bevor diese eingeführt 
wird, zur zentralen Frage. 

Wenn Softwaresysteme eigenständig 
Entscheidungen nach bestimmten Kriterien 
treffen oder gar in der Anwendung neue Kri-
terien erlernen, müssen Beschäftigte und Ge-
werkschaften bereits mitbestimmen, was die 
Technik können darf und was nicht. Zugleich 
reicht es nicht, dies auf einzelbetrieblicher 
Ebene zu tun, da die Zusammenhänge auf 

dieser Ebene allein nicht klar werden und die 
Steuerung letztlich entlang der Wertschöp-
fungskette stattfindet.  

Es ist diese Logik, die die Digitalisierung 
als neue Form der Steuerung von Arbeit und 
Wertschöpfungsketten ausmacht – eine Logik, 
die, so unsere Vermutung, auch für Wert-
schöpfungsketten jenseits des Einzelhandels 
gilt. 

�� Wie weiter?

Das gemeinsame Forschungsprojekt erlaubte 
es TIE, die Arbeit im ExChains-Netzwerk 
weiterzuentwickeln. Das Besondere an diesem 
Projekt war die kooperative Arbeitsweise: Die 
Handlungsempfehlungen erfolgten nicht wie 
in klassischen Forschungsprojekten durch »die 
Wissenschaft«, sondern waren Ergebnis eines 
kollektiven Suchens nach einem besseren Ver-
ständnis der Umbrüche vor dem Hintergrund 
der Arbeit im ExChains-Netzwerk. Dies be-
deutet beispielsweise:

zz Das Thema Gesundheit bzw. die Mobilisie-
rung um gesunde Arbeitsbedingungen ist 
ein Mittel, um bei Technik mitzubestim-
men und um für die Kontrolle über den 
Arbeitsprozess zu kämpfen. 
zz Dazu braucht es ein verändertes Verständ-

nis von Gewerkschaftsarbeit und Technik: 
Beschäftigte müssen selbst Technik und 
Veränderungen der Arbeit bewerten und 
eigene Anforderungen an die Ausgestaltung 
im Vorfeld entwickeln.
zz Wir müssen das Verständnis über die 

Zusammenhänge entlang der Wertschöp-
fungskette – von Handel zu Logistik und 
Produktion – vertiefen, um konkrete 
gemeinsame Forderungen zu entwickeln, 
weil die Arbeitsbedingungen tendenziell 
durch dieselbe Plattform bestimmt werden.
zz Zugleich fehlen Verhandlungsorte, um 

überhaupt mit den Unternehmen in die 
Auseinandersetzung über diese The-
men zu kommen. Der Digitalisie-
rungstarifvertrag bei H&M war eine 
solche Gelegenheit. Auch gelingt es 
bis auf wenige Ausnahmen kaum, die 
beschriebenen Veränderungen im 
Betrieb zu thematisieren – allenfalls 
geht es um das Abmildern der Folgen 
wie Arbeitsplatzverlust oder Dequali-
fizierung. 

Diese Fragen und Herausforderun-
gen stellen sich unseren Netzwerken 
in den kommenden Jahren umso 
stärker. 

*  TIE, kurz für »Transnationals Information 
Exchange«, ist ein internationales Netzwerk 
von Gewerkschafter:innen.

Wenn die Plattform entscheidet
Ergebnisse eines partizipativen Forschungsprojekts zu KI-getriebener Steuerung  
in Wertschöpfungsketten – von TIE*

Zu den Bildern dieser Ausgabe
»Ich will nicht arbeiten«, gesteht Edith Feder im 
Gespräch mit der erfolgreichen Business-Jour-
nalistin Dr. Freude. Die moderiert »Projekt 
Traumjob«, eine Fernsehshow des Bundesbüros 
für Beruf, an der Edith teilnimmt. Zu gewinnen 
gibt es einen individuellen Traumjob. Doch auf 
dem Weg dahin müssen die Teilnehmer:innen 
diverse Prüfungen bestehen.

Nele Jongeling nimmt uns mit in eine Satire, 
die sowohl manches Medienformat als auch 
die Arbeitswelt bis zur Kenntlichkeit überzeich-
net. Wollt Ihr erfahren, wieso ein Lichtwecker, 
der den Sonnenaufgang nachahmt, der erste 
Schritt zum Traumjob ist? Dann lest selbst!

Wir empfehlen Euch »Ich will nicht arbeiten« 
herzlich und danken dem Reprodukt Verlag wie 
Nele Jongeling für die Überlassung der Bilder!

Nele Jongeling: Ich will nicht arbeiten,  
Reprodukt, Berlin 2026, 304 Seiten, farbig, 
17 x 24cm, Klappenbroschur,  
ISBN: 978–3-95640–504-4, 29 Euro.
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I m express 4/2026 (S. 14) hat die AG Wahl
beobachtung ihre Wahlanalyse zu den 

Landtagswahlen in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz vorgestellt. Diese Wahlaus-
wertungen haben gute Tradition im express. 
Tradition hat auch, dass die Autor:innen stets 
ein Augenmerk auf das Wahlverhalten von 
Gewerkschaftsmitgliedern legen und damit 
eine Lücke füllen, die der DGB hinterlässt, 
der die Ergebnisse der Nachwahlbefragungen 
seit Jahren weder vollständig veröffentlicht 
noch kommentiert (S. 15). Damit drückt sich 
der DGB nicht nur davor, die steigende An-
zahl von AfD-Wähler:innen in seinen Reihen 
öffentlich zu machen, er verhindert auch jede 
zwingend notwendige Diskussion über die 
Gründe dieser Entwicklung.

Als Ende April 2026 absehbar wurde, 
dass die rechten Listen bei den BR-Wahlen 
nicht, wie befürchtet, zahlreiche Mandate in 
Betriebs- und Personalräten erringen würden, 
machte sich hörbar Erleichterung breit. Die 
allen Gewerkschaftsvorständen wohlbe-
kannten Zahlen der AfD-Wähler:innen in 
den Belegschaften hatten berechtigte Ängste 
ausgelöst, rechte Listen könnten die unange-

fochtene Stellung der DGB-Gewerkschaften 
in diesen Vertretungsgremien ins Wanken 
bringen. Es ist zu befürchten, dass, mit einem 
blauen Auge davongekommen, sich nun erst 
recht keine Gewerkschaft auf die lästige Frage 
nach den Gründen für den hohen Anteil von 
AfD-Wähler:innen unter ihren Mitgliedern 
wird einlassen wollen.

Die AG Wahlbeobachtung legt den Finger 
in die Wunde. Der weitere Rückgang der Mit-
gliederzahlen bei den meisten DGB-Gewerk-
schaften, den Heiner Dribbusch ebenfalls in 
der letzten Ausgabe des express (S. 4) beschrie-
ben hat, hat diese Wähler:innengruppe bun-
desweit auf knapp zehn Prozent minimiert. In 
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg ga-
ben bei der Nachwahlbefragung noch 13 bzw. 
15 Prozent an, Mitglied einer Gewerkschaft 
(inklusive Beamtenbund u.a.) zu sein.

Und diese gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter:innen und Angestellten wählten in 
beiden Bundesländern stets ein paar Prozent-
punkte häufiger die AfD als ihre nichtorga-
nisierten Kolleg:innen. Die größte Differenz 
ergibt sich bei den gewerkschaftlich organi-
sierten Arbeiter:innen in Baden-Württemberg 

mit 36 Prozent 
AfD-Wähler:innen 
gegenüber den 
Nichtorganisierten 
mit 30 Prozent. 
Wie das? Ist da-
mit der Befund 
obsolet, dass de-
mokratische Mit-
gestaltung wider-
standsfähiger gegen 
autoritäre Anru-
fungen macht? Die 
Autor:innen ringen 
um erste Antwor-
ten: Vielleicht 
seien ja Gewerk-
schaften geeignete 

Resonanzräume für autoritäre Vereinfachun-
gen!? Vielleicht würden sie mit ihrem Fokus 
auf den Standort und nationalen Wettbewerb 
geradezu als Verstärker nationalistischer Af-
fekte dienen!? (S. 15)

Und schürt eine Gewerkschaftspolitik, die 
auf den Erhalt von Jobs in einer traditionel-
len, auf fossilen Energieträgern beruhenden 
Industrie setzt, nicht eben dieses nationalis-
tische Moment? Finden also Arbeiter:innen 
mit national-konservativen Werten, die 
nachgerade anschlussfähig für extrem rechtes 
Denken sind, in Gewerkschaften besonderen 
Widerhall?

Die Wahlbeobachter.innen haben existen-
zielle Fragen nach der Zukunft einer eman-
zipatorischen Gewerkschaftspolitik gestellt. 
Antworten können wir nur in einer offenen 
Debatte gemeinsam finden.

*  Renate Hürtgen ist Historikerin, im AK Geschichte 
sozialer Bewegungen Ost-West, im Haus der Demokratie 
und Menschenrechte sowie in verschiedenen Basisgruppen 
aktiv. Sie schreibt seit 35 Jahren für den express.

Geneigte Leserinnen und Leser,
unter dem Motto »Stärker mit uns« fand letzten 
Monat der DGB-Bundeskongress in Berlin statt. 
Ihr fragt Euch, wo unser Artikel darüber bleibt? 
Wir haben uns entschieden, auf einen Bericht 
zu verzichten, denn viel zu vermelden gibt es 
nicht. Überraschungen sind ausgeblieben – es 
gab wenig Diskussion, einiges Schulterklopfen 
und ein erwartbares Ergebnis von über 96 Pro-
zent bei der Wiederwahl der Vorsitzenden Yas-
min Fahimi. Ansonsten hieß es oft: »Weiter so«.

Dass Friedrich Merz bei seiner Rede ausge-
buht wurde, dürftet Ihr längst mitbekommen 
haben. Aufgefallen ist uns, dass die dpa dazu 
eine Pressemitteilung verbreitete, in der es hieß, 
er habe »als erster CDU-Kanzler seit acht Jah-
ren« beim DGB-Bundeskongress gesprochen. 
Das übernahmen alle möglichen Medien von 
Deutschlandfunk bis FAZ. Keinem scheint aufge-
fallen zu sein, dass es in der Zwischenzeit nur 
einen einzigen DGB-Bundeskongress gab, näm-
lich 2022, dass der Kanzler damals Olaf 
Scholz hieß und von der SPD war. 

So ein Lapsus ist für sich genommen verzeih-
bar. Er steht aber symptomatisch dafür, dass 
das Interesse an und die Kenntnis über gewerk-
schaftliche Themen nicht überall in der deut-
schen Medienlandschaft verbreitet sind, wovon 
auch Wolfgang Hien (S. 1) zu berichten weiß – 
noch ein Grund mehr, weshalb es eine Zeitung 
wie den express braucht.

Ebenfalls uneins mit jenen, die in den deut-
lich größeren Zeitungsredaktionen sitzen, sind 

wir uns in der Bewertung der Kürzungen beim 
Sozialstaat, die zum Teil geplant sind, zum Teil 
schon stattgefunden haben – sei es bei der 
Grundsicherung, in der Jugendhilfe und Behin-
dertenunterstützung oder im Gesundheitswesen. 
Dass wir nicht zu jenen gehören, die meinen, 
»wir« – wer auch immer das sein soll – »kön-
nen uns den Sozialstaat nicht mehr leisten«, ist 
offensichtlich. Doch auch mit manchen Kritike
r:innen der Einschnitte sind wir nicht einverstan-
den: Mit jenen nämlich, die meinen, es würde 
deshalb am Sozialstaat gespart, weil so viel 
Knete in die Rüstung investiert wird und deshalb 
zu wenig Geld in der Staatskasse sei – was ja 
irgendwie immer der Fall zu sein scheint.

Ein öffentlicher Haushalt ist nämlich gerade 
kein Nullsummenspiel, bei dem Ausgaben an 
einer Stelle Streichungen an anderer Stelle 
erfordern. Denn anders als bei der sprichwört-
lichen »schwäbischen Hausfrau«, deren Buch-
führung immer dann herhalten muss, wenn sich 
Politiker:innen rausreden wollen, sind Staats-
ausgaben eine Frage der politischen Gestal-
tung. 

So können auch die Angriffe auf den Sozial-
staat und die Rechte der Beschäftigten als politi-
scher Ausdruck für die Schwäche verstanden 
werden, in der sich die Kämpfe der Lohnabhän-
gigen gerade befinden. Das zeigt sich unter 
anderem darin, dass die Forderung, die tägliche 
Höchstarbeitszeit abzuschaffen, auf die Tages-
ordnung gerückt ist – und deren Durchsetzung 
keineswegs unwahrscheinlich ist. Damit versucht 

das Kapital, seinen Zugriff auf die Ware Arbeits-
kraft weiter auszudehnen.

Die Einführung der sogenannten »neuen 
Grundsicherung« – des härtesten Sanktionsre-
gimes, das jemals beschlossen wurde –, wird ent-
sprechend auch keine 30 Milliarden Euro in die 
Staatskasse spülen, wie es CDU-Generalsekretär 
Thorsten Frei letztes Jahr verkündete. Sondern sie 
verfolgt den Zweck, die Leute dazu anzutreiben, 
jedwede Arbeit anzunehmen – oder an ihr fest-
zuhalten, sofern sie noch einen Job haben. Das 
schürt Ressentiments der selbsternannten »Fleißi-
gen« gegenüber den angeblich »Faulen«.

Noch viel mehr zu den Einschnitten beim 
Sozialstaat könnt Ihr lesen auf den Seiten 4–8, 
die sich diesem Schwerpunkt widmen. Das The-
ma wird uns jedenfalls auch in der kommenden 
Ausgabe weiter beschäftigen. Bis diese 
erscheint, müsst Ihr Euch noch etwas gedulden. 
Denn es wird wieder eine extradicke Doppel-
ausgabe, in der Euch jede Menge Stoff zum 
Lesen erwartet für den Ausflug ins Freibad.

Um die Debatte über die geplanten Kürzun-
gen weiter zu vertiefen, laden wir Euch erneut 
zu einer Online-Diskussionsveranstaltung ein. 
Diesmal geht es um die geplanten Kürzungen 
im Gesundheitsbereich, die nicht zuletzt den 
Kampf um Entlastung an den Krankenhäusern 
erschweren. Unsere Ankündigung auf der Titel-
seite habt Ihr bestimmt schon entdeckt. Wir freu-
en uns darauf, Euch am 30. Juni begrüßen zu 
dürfen und gemeinsam zu diskutieren.

Bis dahin wünschen wir anregende Lektüre!

DGB-Gewerkschaften als rechte 
Resonanzräume?
Ein Kommentar von Renate Hürtgen* zur Analyse der AG Wahlbeobachtung

Antipasti

Superstreiktag in Frankfurt
Überall waren Streikwesten zu sehen. Be-
schäftigte aus ganz verschiedenen Branchen 
fanden am 19. Mai in Frankfurt bei mehre-
ren Streikdemonstrationen und -kundgebun-
gen zusammen. Die NGG beging ihren 
Warnstreik in der Tarifrunde im hessischen 
Hotel- und Gastronomiegewerbe. Zum 
Streik aufgerufen waren Beschäftigte aus Ho-
tels, der Messegastronomie und den Flugha-
fenlounges. Rund 400 Kolleg:innen beteilig-
ten sich an einer Kundgebung an der Messe 
und zogen anschließend gemeinsam zum 
DGB-Haus.

Für die Beschäftigten in der Gastronomie 
fordert die NGG eine Erhöhung der Entgel-
te und Ausbildungsvergütungen um 7,5 Pro-
zent und einen jährlichen Gesundheitszu-
schuss in Höhe von 300 Euro. 

Auf ihrem Weg wurden die Streikenden 
gegrüßt von vorbeifahrenden, laut hupenden 
und Fahnen schwenkenden Taxifahrer:innen. 
Sie protestierten für die Einführung eines 
Mindestbeförderungsentgelts. Für Taxis gilt 
in Frankfurt ein mit der Stadt fest vereinbar-
ter Tarif. Dieser wird allerdings von den Platt-
formunternehmen wie Uber, Bolt und Free-
now unterboten. Die Taxifahrer:innen hoffen, 
dass Mindestpreise für die Beförderung mehr 
Menschen dazu bringen würden, von den 
Fahrdiensten, die für ihre schäbigen Arbeits-
bedingungen bekannt sind, wieder auf das 
klassische Taxi umzusteigen.

Weitere Streikwesten waren in der Innen-
stadt zu sehen. Viele Beschäftigte der Tele-
kom folgten dem Aufruf zum Warnstreik in 
der laufenden Tarifrunde (siehe unten). Tele-
kom-Kolleg:innen aus Hessen, Rheinland-
Pfalz und dem Saarland trafen sich vormit-
tags am DGB-Haus und zogen von dort zum 
Römer, wo sie eine gemeinsame Kundgebung 
abhielten.

Dass so viele Streikende und Protestierende 
am selben Tag in Frankfurt zusammenfanden, 
dürfte das Gefühl gemeinsamer Kraft gestärkt 
haben. Was wohl möglich wäre an kollektiver 
Erfahrung, wenn Streiks zukünftig gewerk-
schaftsübergreifend koordiniert würden?

� Quellen: NGG, ver.di, Journal Frankfurt

Streiks und Tarifergebnis  
bei der Telekom
Seit April verhandelten ver.di und die Deut-
sche Telekom über einen Tarifvertrag – und 
fünf Wochen in Folge streikten die Beschäf-
tigten des weltweit umsatzstärksten Telekom-
munikationsunternehmens immer wieder. 
Für die rund 60.000 Tarifbeschäftigten for-
derte ver.di Entgelterhöhungen von 6,6 Pro-
zent bei einer Laufzeit von 12 Monaten, zu-
dem einen Mitgliederbonus von jährlich 660 
Euro. Dieser dürfte auf einige Kolleg:innen 
besonders motivierend gewirkt haben. 

Erste Warnstreiks gab es bereits nach der 
zweiten Verhandlungsrunde. Seitdem häuften 
sich die ganztägigen, flächendeckenden 
Warnstreiks, so zum Beispiel in Frankfurt und 
Hannover am 19. Mai, in Köln am 20. Mai 
und in Berlin am 21. Mai – innerhalb einer 
Woche beteiligten sich über 10.000 Telekom-
Kolleg:innen an den Streiks in 12 Städten. 
Zur vierten, entscheidenden Verhandlungs-
runde am 26. und 27. Mai rief ver.di noch-
mals zu bundesweiten Warnstreiks auf.

Der harte Arbeitskampf ist nun vorbei: 
Ver.di konnte eine Erhöhung der zusätzlichen 
Monatsentgelte um 150 Euro zum 1. August 
und weitere 140 Euro zum 1.  Juli 2027 
durchsetzen sowie eine Steigerung der Tabel-
lenentgelte um 2,4 Prozent zum 1. Juni 2028. 
Der neue Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 
33 Monaten bis Ende 2028. Während der 
gesamten Dauer sind betriebsbedingte Kün-
digungen ausgeschlossen. Auch der Mitglie-
derbonus steht im Ergebnis: Einmalig erhal-
ten ver.di-Mitglieder 440 Euro – und wer 
Ende 2028 Mitglied ist, nochmals 220 Euro 
obendrauf.� Quelle: ver.di
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Wir veröffentlichen in leicht gekürzter 
Form die Rede, die Nicole Mayer-Ahuja 
auf der DGB-Kundgebung am 1. Mai 
in Weinheim an der Bergstraße gehal-
ten hat. Ihre Argumente könnt Ihr aus-
führlicher in ihrem 2025 erschienenen 
Buch »Klassengesellschaft akut« (siehe 
express 11/2025, S. 14) nachlesen. Die 
gesamte Rede findet sich online unter: 
nicole-mayer-ahuja.de.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
eine geballte Faust auf den Plakaten des DGB 
für den 1. Mai! Das hat man lange nicht 
gesehen – aber es wurde ja auch höchste Zeit. 
Mal ehrlich, wer von uns hat keine geballte 
Faust in der Tasche angesichts der Entwick-
lungen, die wir zur Zeit erleben: im Betrieb, 
in der Gesellschaft, in der Politik? Die Zeiten 
werden härter, Konflikte spitzen sich zu – und 
wenn wir nicht länger wie die Kaninchen vor 
der Schlange sitzen wollen, wenn wir nicht 
länger alles mit uns machen lassen wollen, 
müssen wir uns endlich wehren. Mehr noch: 
Wir müssen in die Offensive kommen, müs-
sen unsere Interessen mit Nachdruck vertre-
ten! Also ballen wir die Fäuste, gerade auch als 
Gewerkschafter und Gewerkschafterinnen – 
recht so!

»Erst unsere Jobs – dann eure Profite!« Das 
ist das Motto für unsere Kundgebung heute. 
Klingt doch erstmal sehr vernünftig. Trotzdem 
gibt es sieben Punkte, die mich zum Nach-
denken bringen, was daran vielleicht doch 
nicht so ganz stimmt.

�� Job ist nicht gleich Job

Erstens: Unsere Jobs müssen vorgehen – aber 
meistens sieht die Sache anders aus. Erinnert 
Ihr Euch noch an den Schreck, als Volkswa-
gen Ende 2024 gleich mehrere Vereinbarun-
gen mit der Belegschaft einseitig und ohne 
Vorwarnung gekündigt hat? Erst war von 
35.000 Arbeitsplätzen die Rede, inzwischen 
sind es 50.000 Arbeitsplätze, die in Deutsch-
land abgebaut werden sollen – und warum? 
Weil die Eigentümer von Volkswagen finden, 
dass ein Gewinn von 6,5 Prozent nicht reicht, 
dass ihre Profite noch deutlich höher sein 
müssten.

Das ist der Grund, warum zehntausende 
Beschäftigte um ihre Arbeitsplätze gebracht 
werden – dafür werden Lebensplanungen 
und Träume zerschlagen; dafür wird Eltern 
klargemacht, dass sie ihre Kinder wohl nicht 
bei VW oder beim Daimler unterbringen 
können; dafür werden Menschen in die Ar-
beitslosigkeit getrieben und mit immer neuen 
Sanktionen der Jobcenter traktiert. Ja, unsere 
Jobs müssen vorgehen – sie dürfen nicht geop-
fert werden, weil andere damit immer noch 
nicht genug verdienen!

Zweites Problem: Wie ist das eigentlich: 
Sind uns wirklich alle Jobs recht? Momentan 
machen vor allem Rüstungsfirmen spekta-
kuläre Profite. Immer öfter bieten sie an, sie 
könnten Automobilfirmen oder ihre Zuliefe-
rer übernehmen. Ist das okay, solange sie nur 
Arbeitsplätze sichern? Teilweise hört man ja 
aus der Gewerkschaft, da fände doch letztlich 
eine »Transformation von guter Arbeit in gute 
Arbeit« statt, weil es bei Rheinmetall ja im-
merhin einen Tarifvertrag gibt. Aber ist das in 
unserem Interesse? 

Ich verstehe vollkommen, dass Kolleginnen 
und Kollegen, die jetzt vor der Alternative ste-
hen, gar keinen Job mehr zu haben, oder eben 
statt Autos künftig Panzer und Drohnen zu 
bauen, ernsthaft in die Bredouille kommen. 
Ist doch klar – wir alle sind Lohnabhängige, 
wir alle müssen unsere Arbeitskraft verkaufen, 
um unseren Wocheneinkauf und die Miete 

zu bezahlen – und deshalb haben wir alle 
ein Riesenproblem, wenn wir unsere Jobs 
verlieren. Aber genauso richtig ist: Für uns 
als Lohnabhängige, als abhängig Beschäftigte, 
ist die Militarisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft eine Katastrophe! Wir Arbeitende 
haben dabei nichts, absolut gar nichts zu 
gewinnen! 

Es gibt Jobs, die sollte es nicht geben, weil 
sie unsere Gesellschaft vergiften und uns, 
wenn es hart auf hart kommt, das Leben 
kosten. Wir brauchen nützliche Jobs, die uns 
Menschen und der Umwelt nutzen! Darum 
Nein zu Krieg und Aufrüstung – und hoch 
die internationale Solidarität!

�� Kein Profit ohne Arbeit

Das steht aber nicht auf unseren Mai-Plaka
ten. Dort steht: »Erst unsere Jobs – dann eure 
Profite«. Ich glaube, mit der Losung gibt es 
noch ein drittes Problem. Wie ist das denn 
eigentlich mit dem Zusammenhang zwischen 
Jobs und Profiten? Oder anders formuliert: 
Sind unsere Jobs ein Kostenfaktor, der die 
Profite von Unternehmen bedroht? Da 
müssten wir dann doch ein paar Dinge gera-
derücken. Denn woher kommen diese Profite, 
wer erarbeitet sie jeden Tag – in Fabriken, in 
Büros, in Kliniken, in Logistikzentren, im 
Supermarkt und in vielen anderen Betrieben? 
Das sind doch wir! Unsere Arbeit ist doch die 
Grundlage dafür, dass die Unternehmen, für 
die wir arbeiten, überhaupt Gewinne machen 
können. 

Ist es dann richtig zu sagen: Gebt uns 
doch bitte Jobs, dann könnt Ihr auch belie-
big Profite machen? Oder müssen wir nicht 
vielmehr darüber nachdenken, welche Ge-
winnerwartungen, welche Profite überhaupt 
gerechtfertigt sind? Alle reden über die Kos-
tenexplosion im Gesundheitswesen. Vorges-
tern hat die Regierung verkündet, wie sie sich 
die Reform der Krankenversicherung vorstellt: 
Leistungskürzungen, höhere Zuzahlungen für 
uns – aber kein Wort über die astronomischen 
Profite der Pharmaindustrie. Und was ist mit 
den Profiten von Mineralölkonzernen, für 
die wir derzeit an den Tankstellen so teuer 
bezahlen? Müssen wir die akzeptieren – oder 
ist das doch ein Fall für das Kartellamt, weil 
hier offensichtlich Preisabsprachen getroffen 
werden? Ist es nicht höchste Zeit für eine 
Übergewinnsteuer?

Den Vorschlag hat Lars Klingbeil gemacht, 
dann ist die Sache stillschweigend im Sande 
verlaufen. Nicht durchsetzbar, heißt es – und 
warum nicht? Weil niemand sich mit den 
Unternehmen anlegen will. Weil »Angebots-
politik« seit Jahrzehnten als Ausdruck von ge-
sundem Menschenverstand gilt. »Angebotspo-
litik« – dahinter steht die Annahme, dass man 
Unternehmen am besten gar nicht besteuert, 
dass man ihnen goldene Brücken bauen muss, 
damit sie im Land bleiben und Arbeitsplätze 
schaffen. Aber hat das eigentlich funktioniert? 
Bekommen wir für diese Leistung irgend-
eine Gegenleistung? Können wir uns darauf 
verlassen, dass unsere Jobs sicher sind, wenn 
wir nur akzeptieren, dass Unternehmen Re-
kordgewinne einfahren? Die Erfahrungen, die 
Fakten sprechen dagegen. Es stimmt nicht, 
dass Unternehmen mehr investieren, wenn sie 
nur genug Gewinn machen. Tatsache ist: Seit 
fast fünf Jahrzehnten werden sie systematisch 
von der Politik entlastet – und seit drei Jahr-
zehnten sinkt der Anteil der Investitionen!

�� Jobs? Arbeitsplätze!

»Erst unsere Jobs«, steht auf dem Plakat. 
Der Begriff ist mein viertes Problem mit dem 

Motto. Was wir wollen, sind doch keine 
»Jobs« – kein Tagelohn, keine spontanen 
Arbeitseinsätze hier und da. Was wir wollen 
und brauchen, sind dauerhafte Arbeitsplätze, 
von denen man leben kann. Früher hieß 
das mal »Normalarbeitsverhältnis« – doch 
seit Mitte der 1980er Jahre lädt die Politik 
Unternehmen ein, andere Beschäftigungs-
verhältnisse zu nutzen, die weit hinter diesen 
Standards zurückbleiben: Der Startschuss war 
das Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985. 
Damit wurden die rechtlichen Spielräume 
für Befristungen und Leiharbeit erweitert. 
Seitdem werden auch die Verdienstgrenzen 
für »Minijobs« immer weiter erhöht – immer 
mehr Beschäftigte, vor allem Frauen, verlieren 
dadurch den Zugang zur Sozialversicherung.

Zugleich machen die Arbeitsagenturen 
Druck auf Arbeitslose, solche Stellen anzuneh-
men oder sich womöglich am besten selbstän-
dig zu machen, auch ohne Plan, auch ohne 
Startkapital – auf jeden Fall raus aus dem 
Bezug von Arbeitslosenunterstützung. Firmen 
nehmen dieses Angebot dankend an – sie hal-
ten zwar oft ihre Stammbelegschaften stabil, 
aber drumherum werden prekäre Randbeleg-
schaften aufgebaut. Unternehmen lagern aus. 
Öffentliche Dienste werden privatisiert. Unter 
diesen Bedingungen ist der Niedriglohnsek-
tor massiv gewachsen. Unternehmen sparen 
Lohnkosten, der Staat muss Armutslöhne 
subventionieren – weil Beschäftigte, die davon 
nicht leben können, bei der Arbeitsagentur 
aufstocken müssen.

Geht nicht anders? Geht wohl anders! 
Nach Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns im Jahr 2015 ist der Niedriglohnsektor 
eingebrochen. Von fast 25 auf 16 Prozent 

der abhängig Beschäftigten. Was lernen wir 
daraus? Der Niedriglohnsektor ist von der 
Politik geschaffen worden – und er kann von 
der Politik auch wieder abgeschafft werden. 
Warum hängen dann immer noch 16 Prozent 
von uns dort fest? Die Antwort ist klar – weil 
an diesen Jobs zu viele Unternehmen viel zu 
gut verdienen! 

Fünfter Punkt: Was wir wollen, sind nicht 
irgendwelche »Jobs« – wir wollen Arbeit, 
bei der wir unsere Qualifikationen und 
Kompetenzen einbringen können, um gute 
Produkte herzustellen, gute Dienstleistungen 
zu erbringen. Wir sind die Expertinnen und 
Experten – wir wissen am besten, wie man 
unsere Arbeit machen muss, was man dafür 
können muss, wie viel Zeit, wie viel Personal 
man dafür braucht! Doch die Realität sieht oft 
anders aus. 

Über Betriebe, Branchen, Qualifikations-
stufen hinweg machen wir die Erfahrung, 
dass wir »gute Arbeit«, gute Qualität, die Ein-
haltung unserer beruflichen, professionellen 
Standards gegen Unternehmen verteidigen 
müssen, die nicht bereit sind, dafür genug 
Zeit, Personal und Material zur Verfügung 
zu stellen. Die Folge: Kolleginnen im Reini-
gungsdienst hoffen jeden Abend, dass sie die 
Nutzer und Nutzerinnen der Gebäude nicht 

auf die »runden Ecken« ansprechen, die sie 
notgedrungen hinterlassen, weil die Leis-
tungsvorgaben einfach nicht zu schaffen sind. 
Ingenieure und Ingenieurinnen berichten, 
dass sie Werkstoffe zu früh freigeben müssen. 
Arbeiter und Arbeiterinnen auf Baustellen 
schämen sich für den Pfusch, den sie teilweise 
hinterlassen müssen. Und Pflegekräfte in 
Krankenhäusern machen schon lange die 
Erfahrung, dass es an Zeit und Leuten fehlt, 
um kranke Menschen angemessen zu versor-
gen und zu pflegen. Wir wollen »gute Arbeit« 
machen – und dafür wollen wir eine angemes-
sene Gegenleistung!

�� Den Achstundentag verteidigen

Und wir wollen noch mehr – das ist mein 
sechster Punkt: Keine Jobs auf Abruf, sondern 
Arbeitsplätze, die es uns möglich machen, 
Erwerbs- und Privatleben gut miteinander 
zu vereinbaren. Arbeitszeit spielt dabei eine 
ganz zentrale Rolle. Aber die allermeisten von 
uns haben inzwischen Arbeitszeiten, die eben 
gerade nicht zum Leben passen – und die 
aktuellen Diskussionen lassen befürchten, dass 
das Problem weiter verschärft wird.

»Wir müssen wieder mehr und effizienter 
arbeiten«, meint Bundeskanzler Friedrich 
Merz. Aber Vollzeitbeschäftigte arbeiten in 
Deutschland schon jetzt im Schnitt – jawohl: 
im Schnitt – jede Woche fünf Stunden 
länger als in ihrem Vertrag steht. Insgesamt 
haben wir im Jahr 2024 etwa 1,2 Milliarden 
Überstunden geleistet – davon 638 Millionen 
unbezahlt. Dazu kommen noch die Über-
stunden, die in keiner Statistik auftauchen, 

weil sie im Rahmen von Vertrauensarbeitszeit 
überhaupt nicht aufgeschrieben werden. 

Künftig sollen Unternehmen sogar noch 
flexibler auf unsere Zeit zugreifen können. 
Darum geht es beim Angriff auf den Acht-
stundentag, den wir gerade erleben. Die 
Ruhezeit von elf Stunden zwischen zwei 
Arbeitstagen soll fallen – und statt einer 
täglichen Arbeitszeit soll eine wöchentliche 
Arbeitszeit festgeschrieben werden. Ein Wirt-
schaftswissenschaftler hat mir mal gesagt, 
die Ruhezeit-Regelung würde bedeuten, dass 
junge Väter abends ihre Kinder nicht mehr ins 
Bett bringen könnten, weil sie sonst mit dem 
Arbeitszeitgesetz in Konflikt kämen, wenn 
sie sich abends um 9 Uhr nochmal an den 
Laptop setzen. Der eigentliche Skandal ist, 
dass diese jungen Männer und auch Frauen 
nach der Gute-Nacht-Geschichte keinen 
Feierabend machen können, weil sie sonst ihre 
Arbeit nicht schaffen!

Am 1. Mai 1890 wurde in vielen Ländern 
zum ersten Mal der Tag der Arbeit gefeiert. 
Die Hauptforderung war der Achtstundentag. 
Wir haben ihn in langen Auseinandersetzun-
gen erkämpft – und wenn demnächst das 
Arbeitsministerium tatsächlich beschließt, die-
sen Achtstundentag in Frage zu stellen, dann 
müssen wir ihn verteidigen! 

Schluss mit dem Kampf aller gegen alle
Rede zum 1. Mai – von Nicole Mayer-Ahuja*
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Aber nochmal zurück zur Forderung von  
Merz, wir alle müssten künftig mehr arbei-
ten. Wen meint der Mann eigentlich? Die 
Vollzeitbeschäftigten nicht – die können 
unmöglich noch länger arbeiten. Blieben die 
Teilzeitbeschäftigten, die »Minijobberinnen«, 
von denen es in Deutschland besonders viele 
gibt – das ist übrigens der Grund, warum 
hierzulande weniger Arbeitsstunden pro Kopf 
geleistet werden als etwa in Griechenland. 
Will Merz also ernsthaft sagen, dass Frauen in 
Teilzeit und »Minijob« länger arbeiten sollen? 
Man wüsste gern, was die CSU von dieser 
Idee hält! Wenn Ihr mich fragt: Ich finde, 
Frauen haben recht, wenn sie länger arbeiten 
wollen, um von ihrem eigenen Verdienst 
leben zu können und seltener in Altersarmut 
zu landen. Und »Minijobs« gehören sowieso 
verboten! Aber wenn Frauen wirklich länger 
arbeiten sollen, brauchen wir mehr und 
bessere staatliche Kinderbetreuung 
und Altenpflege – aber die will die 
Regierung nicht bezahlen.

 Gerade dort, wo vor allem mit 
»Minijobs« gearbeitet wird, müsste 
Arbeit ganz anders organisiert wer-
den: In Reinigungsfirmen zum Bei-
spiel sind die Flächenvorgaben im-
mer weiter vergrößert worden. Ein 
paar wenige Stunden am Tag kann 
man so dranklotzen, dass man das 
irgendwie schafft. Aber über längere 
Zeit wäre dieses Tempo überhaupt 
nicht durchzuhalten. Länger ar-
beiten hieße also: mehr Personal 
und höhere Kosten – gerade auch 
für öffentliche Auftraggeber. Das 
passt nicht zur Schuldenbremse. 
Außerdem: Wenn alle noch mehr 
arbeiten, sich aber sonst nichts 
ändern soll, stellt sich die Frage: 
Wann sollen wir uns erholen, bil-
den, engagieren und um Angehörige 
kümmern? »Arbeiten ohne Ende« 
ist das Problem – nicht die Lösung! 
Wir brauchen etwas ganz Anderes. Aber wie 
könnte das aussehen? 

�� Die Zeit gehört uns

Ich denke, wir sollten über eine »Kurze Voll-
zeit für alle« nachdenken – über eine neue 
»Normalarbeitszeit« von 25 oder 30 Stunden 
pro Woche. Was heißt das? Die Teilzeit
beschäftigten und »Minijobberinnen« sollen 
mehr arbeiten können – auch wenn das Geld 
kostet. Viele von ihnen sagen in Umfragen, 
dass sie das wollen. Gleichzeitig müssten die 
Vollzeitbeschäftigten mit ihren exzessiven 
Überstunden weniger arbeiten können – und 
auch der Wunsch ist weit verbreitet, deshalb 
die vielen Diskussionen über die Viertage
woche. Bei den Vollzeitbeschäftigten müssen 
wir also über Arbeitszeitverkürzung reden.

Und da gilt wie 1984, bei den Streiks für 
die 35-Stunden-Woche: Arbeitszeitverkürzung 
muss mit Lohnausgleich einhergehen – sonst 
kann sich das niemand leisten. Sie muss mit 
Personalausgleich einhergehen – sonst müssen 
wir in weniger Stunden noch mehr arbeiten, 
die Arbeitsverdichtung würde explodieren.

Und genau das interessiert mich an der 
»Kurzen Vollzeit«: Diese Forderung bringt 
ganz unterschiedliche Beschäftigte zusam-
men – dafür können wir den IT-ler mit 
60-Stunden-Woche, die Lokführerin und 
den Kassierer im Supermarkt gewinnen. Und 
dafür können wir über Gewerkschaftsgrenzen 
hinweg gemeinsam mobilisieren! »Kurze Voll-
zeit für alle« heißt aber auch: Endlich wieder 
über ein paar grundsätzliche Fragen reden.

Was wollen wir? Existenzsichernde Arbeit 
für Frauen und eine bedarfsdeckende Versor-
gung mit öffentlichen Diensten – oder eine 
künstliche Strangulierung der Staatshaushalte 
durch die Schuldenbremse, während Milliar-
den in Waffen gepumpt werden? Wir wollen 
Aufwertung von Arbeit – nicht Aufrüstung. 
Und wir wollen Arbeitszeitverkürzung, gerade 

weil sie der Logik des Systems zuwiderläuft. 
Lohnausgleich bedeutet nämlich: Umvertei-
lung von Gewinnen und Reichtum. Perso-
nalausgleich bedeutet: Mitbestimmung über 
Personaleinsatz, über Leistungsstandards in 
Unternehmen, über die Frage, wer über das 
Was, Wie und Wofür der Produktion oder 
Dienstleistungen bestimmt. Die grundsätzli-
che Frage ist: Wem gehört die Zeit? Die Zeit 
gehört uns! Holen wir sie uns zurück!

�� Der Sozialstaat ist notwendig

Und damit komme ich zu meiner siebten Irri-
tation mit dem Motto »erst unsere Jobs«: Wir 
brauchen nicht irgendwelche Jobs, sondern 
Arbeit, die mit sozialer Absicherung verknüpft 
ist – und zwar zuverlässig. Doch auch da 
stehen die Zeichen auf Verteilungskonflikt. 

»Wir können uns den Sozialstaat nicht mehr 
leisten«, heißt es aus der Regierung, »wir ha-
ben zu lange über unsere Verhältnisse gelebt«. 
8,6 Milliarden Euro sollen im Sozialbereich 
eingespart werden.

Was machen wir denn in der jetzigen Si-
tuation, wenn Unternehmen lauthals klagen, 
unsere Arbeitskraft wäre einfach zu teuer – die 
Lohnkosten wären zu hoch, und besonders 
die steigenden »Lohnnebenkosten« könnten 
sie sich nicht mehr leisten? Man kann das 
machen, was die Regierung gerade tut, zum 
Beispiel in der Rentenversicherung: Renten
niveau runter, Rentenalter rauf, und am 
besten gesetzliche Rente überhaupt »allenfalls 
noch als Basissicherung«, wie der Bundes
kanzler meint. 

Man kann die Sache allerdings auch an-
ders sehen: Beiträge zur Sozialversicherung 
sind keine »Lohnnebenkosten« – das sind 
Lohnkosten, Kosten für die Reproduktion, 
also die Wiederherstellung und Bewahrung 
von Arbeitskraft. Unternehmen nutzen diese 
Arbeitskraft, sie vernutzen sie auch – und 
entsprechend müssen sie ihren Beitrag dazu 
leisten, dass diese Arbeitskraft auf Dauer 
erhalten wird! Wären wir also wieder bei der 
Frage: Wie ist das den legitimen Profiten, 
wenn man sich die Alterssicherung anschaut? 
Da gibt es Unternehmen, zum Beispiel man-
che Supermärkte, die arbeiten vorwiegend mit 
»Minijobs«, also: null Beiträge zur Sozialversi-
cherung, enorme Kostenersparnis. Da gibt es 
Unternehmen, die stellen gar keine Leute ein, 
sondern vergeben Aufträge an selbständige 
Subunternehmer – die fahren dann etwa mit 
dem eigenen Lieferwagen für einen Logistik-
konzern Pakete und Päckchen aus. Also: kein 
Arbeitsvertrag, keine Sozialversicherung. Es 
gibt Unternehmen, die so geringe Löhne und 
Rentenbeiträge zahlen, dass Beschäftigte nach 
Jahrzehnten Lohnarbeit von ihrer Rente nicht 
leben können.

Im Jahr 2024 lag die durchschnittliche 
Altersrente für Männer bei 1.408 Euro, für 

Frauen bei 955 Euro – im Niedriglohnsek-
tor bekommt man deutlich weniger. Kein 
Problem, heißt es, es gibt doch neben der 
gesetzlichen Rente auch noch Betriebsrenten 
und private Vorsorge. Aber eine betriebliche 
Altersversorgung hat nur etwa die Hälfte aller 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, 
vor allem in Großunternehmen und im öf-
fentlichen Dienst. Und im Jahr 2024 bezog 
ein Viertel der Beschäftigten ein Bruttoein-
kommen von weniger als 3.000 Euro! Wie 
soll man davon angesichts steigender Miet-, 
Lebensmittel- und Energiekosten bitteschön 
ein Polster für das Alter anlegen? 

�� Kämpfen lohnt sich

Jetzt will ich Euch aber doch noch sagen, was 
mir am Motto für den 1. Mai 2026 gefällt. 

Ich finde es absolut richtig, dass 
darauf hingewiesen wird, dass 
»wir«, die Arbeitenden, andere 
Interessen haben als »ihr«, nämlich 
die Unternehmen. Was für eine 
Erleichterung, dass endlich mal 
jemand diese offensichtliche Tat-
sache ausspricht! Immerhin wird 
uns seit vielen Jahrzehnten immer 
wieder die irrwitzige Vorstellung 
präsentiert, solche Interessenge-
gensätze würden keine Rolle mehr 
spielen.

Die Nazis haben die Volksge-
meinschaft ausgerufen, für die 
Unternehmen und Beschäftigte 
zusammen arbeiten und zusam-
men Krieg führen sollten. In den 
1950er Jahren hieß es, jetzt seien 
»wir alle« Teil einer »nivellierten 
Mittelstandsgesellschaft«. Und 
aktuell wird in Sonntagsreden 
immer wieder der gesellschaftliche 
Zusammenhalt beschworen – als 
gäbe es gar keine Interessenge-

gensätze, die nicht durch ein bisschen guten 
Willen zu überwinden wären. Dieses »ganz 
große Wir« gibt es aber nicht. Das wissen wir 
alle, die wir täglich im Betrieb erleben, wie die 
Konkurrenz um Arbeit zunimmt, wie sie mit 
Konkurrenz in der Arbeit einhergeht. Und 
während Friedrich Merz in seiner Neujahrs
ansprache gleich mehrfach den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt predigt, treibt die Politik 
der Bundesregierung die Spaltung zwischen 
Beschäftigten, den Kampf aller gegen alle, 
immer weiter auf die Spitze. 

Wer die angeblichen Blaumacher dafür 
kritisiert, dass sie sich zu schnell telefonisch 
krankmelden, muss nicht zugeben, dass 
die Zunahme von Fehlzeiten etwas mit Ar-
beitsbedingungen zu tun hat, die auf Dauer 
krank machen. Wer die Hatz auf migran-
tische Beschäftigte eröffnet oder sogar ihre 
»Remigration« fordert, kann sich darüber 
ausschweigen, für wie viele Jobs wir Leute aus 
dem Ausland brauchen, weil kein Pflegeheim, 
kein Logistikzentrum, kein Sicherheitsdienst, 
kein Schlachthof und kein Spargelfeld ohne 
migrantische Arbeit auskommt. Und wer den 
Zorn auf Arbeitslose schürt, kann leichter be-
haupten, dass das Bürgergeld zu hoch ist – da-
mit niemand sich darüber beschwert, dass die 
Löhne in den untersten Einkommensgruppen 
einfach viel zu niedrig sind.

Kurz und gut: Diese Politik der Entsolida-
risierung, dieses staatlich geförderte Hauen 
und Stechen lenkt davon ab, dass wir alle, 
Jung und Alt, Gesunde und Kranke, Einhei-
mische und Zugewanderte, Beschäftigte vor 
und nach der Kündigung Lohnabhängige 
sind. Wir leben und arbeiten unter ganz 
unterschiedlichen Bedingungen, wir konkur-
rieren permanent miteinander um Jobs, um 
Aufstieg, um Lebenschancen – aber trotzdem 
sitzen wir in einem Boot. Als Lohnabhängige, 
als Beschäftigte haben wir gemeinsame Pro-
bleme und gemeinsame Interessen. Und wir 
haben keine Chance auf gute Arbeit, Arbeit in 
Würde, Arbeit mit sozialer Absicherung und 

mit Perspektiven für die Zukunft, solange wir 
uns gegeneinander ausspielen lassen. 

Was wir brauchen, ist eine solidarische Poli-
tik der Arbeit – eine Politik, die dazu beiträgt, 
das »Wir« der Lohnabhängigen zu erweitern, 
uns auf Augenhöhe zu begegnen, uns auf das 
zu konzentrieren, was uns verbindet. Suchen 
wir nach Ansatzpunkten für eine Politik der 
Solidarisierung, die Spaltung und Konkurrenz 
überwindet! Nehmen wir den »Kampf um die 
Köpfe« auf – auch um die Köpfe von denen, 
die momentan nach rechts gehen und vor al-
lem nach unten treten! Sorgen wir dafür, dass 
aus den Möglichkeiten für Solidarisierung, 
die es trotz allem gibt, tatsächlich Solidarität 
wird. Das ist alles andere als einfach, und alles 
muss man selber machen: im Betrieb, in der 
Gewerkschaft – und zwar jeden Tag. Deshalb 
ist meine Losung für den 1. Mai – und zwar 
gern mit geballter Faust:

Schluss mit dem Kampf aller gegen alle – 
im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt! 

Kämpfen wir gemeinsam, als Arbeitende, 
für Gleichheit, Emanzipation, Solidarität! 

Und wie vor 81 Jahren gilt der Schwur von 
Buchenwald: Nie wieder Krieg – nie wieder 
Faschismus!

*  Nicole Mayer-Ahuja ist Professorin für Soziologie mit 
den Schwerpunkten Arbeit, Unternehmen und Wirtschaft 
an der Georg-August-Universität Göttingen. Zuletzt 
erschien von ihr: »Klassengesellschaft akut. Warum  
Lohnarbeit spaltet – und wie es anders gehen kann« 
(C.H. Beck 2025). Mehr zum Lesen, Schauen  
und Hören findet sich auf ihrer Webseite:  
www.nicole-mayer-ahuja.de.
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express: Die Bundesregierung plant derzeit eine 
Reform der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Was würde diese für die Arbeit in den Kranken-
häusern bedeuten?

Gisela Neunhöffer: Es ist vor allem ein Ein-
sparungsgesetz. An allen Ecken und Enden 
soll Geld in der Krankenversicherung einge-
spart werden. Das betrifft einerseits die Ver-
sicherten, weil bestimmte Leistungen gekürzt 
oder zum Beispiel die Zuzahlung für Me-
dikamente erhöht werden soll. Andererseits 
betrifft es die Ausgaben der Krankenversiche-
rungen für die Krankenhäuser. Dort sind eine 
ganze Reihe von Kürzungen vorgesehen. Die 
Krankenhäuser sollen im Jahr 2027 bis zu 5,1 
Milliarden Euro weniger bekommen, bis zum 
Jahr 2030 sollen die Einsparungen auf bis zu 
12,8 Milliarden Euro anwachsen.

Darunter sind Kürzungen, die sich ganz 
direkt gegen die Beschäftigten richten. Die 
Entgeltsteigerungen aus Tarifverträgen sollen 
nicht mehr vollständig von den Kranken-
kassen refinanziert werden. Bisher waren die 
Krankenkassen verpflichtet, die Tarifsteige-
rungen den Trägern vollständig zu erstatten. 
Das soll gedeckelt werden. Die Krankenhäuser 
müssten dann zum Beispiel Personal abbauen, 
um die höheren Kosten tragen zu können.

Ganz besonders betroffen ist die Pflege. 
Für sie gibt es derzeit das sogenannte Pfle-
gebudget, das alle Kosten, die für die Pflege 
am Bett anfallen, finanzieren soll, inklusive 
der Tarifsteigerungen. Auch das Pflegebudget 
soll gedeckelt werden auf einen niedrigen 
Zuwachs.

Alexandra Piepke: Bei meinen Kolleg:innen 
weckt das Existenzängste. Vor allen Dingen ist 
da die Angst, dass wir wieder so arbeiten müs-
sen wie während der Pandemie. Das heißt: 
weniger Personal in den Schichten, mehr 
Patient:innen, die zu versorgen sind.

Unter den jungen Kolleg:innen gibt es 
schon den einen oder die andere, die überle-
gen, ob sie so wie ich für Jahrzehnte in dem 
Beruf bleiben wollen, oder ob sie sich nicht 
umorientieren. Wenn das Gesetz wie geplant 
kommt, denke ich, werden wir wieder einen 

starken Anstieg an Berufsflucht haben. Auch 
an der Charité. Das ist vorprogrammiert.

express: Inwiefern ist denn schon klar, wie die 
geplanten Änderungen umgesetzt werden sollen? 
Wird es an den Krankenhäusern selbst sein, ihre 
Finanzierung zu sichern?

G. N.: Es gibt einige Änderungen, die schon 
beschlossen sind durch das Krankenhaus
reformanpassungsgesetz. Zum Beispiel fallen 
bestimmte Tätigkeiten, die bisher durch das 
Pflegebudget finanziert wurden, aus ihm her-
aus. Und sofort haben wir gemerkt, dass ver-
sucht wird, an diesen Tätigkeiten zu sparen. 
Das geht ganz schnell, wenn das notwendige 
Personal nicht mehr ausfinanziert ist oder in 
Konkurrenz mit anderen Ausgaben wie Bau-
vorhaben steht.

Diese und die jetzt zusätzlich geplanten 
Einsparungen werden insgesamt Auswir-
kungen auf die Krankenhäuser haben. Wir 
befinden uns mitten im Prozess der sogenann-
ten Krankenhausreform – mit dem politisch 
gesetzten Ziel, dass es deutlich weniger Kran-
kenhäuser geben soll, die dafür größer und 
spezialisierter sind. An manchen Stellen ergibt 
eine solche Spezialisierung Sinn, aber sie hat 
schon jetzt zur Folge, dass auf dem Land die 
Fahrzeiten bis zum nächsten Krankenhaus 
zum Teil sehr lang sind. Und die Politik traut 
sich nicht zu sagen, wie die Krankenhausland-
schaft eigentlich aussehen soll.

Stattdessen schafft man eine Situation, in 
der die Krankenhäuser einem extremen öko-
nomischen Stress ausgesetzt sind. Im Moment 
schreiben bis zu 70 Prozent der Krankenhäu-
ser rote Zahlen. Und wenn man ihnen noch 
mal Millionenbeträge wegnimmt, werden 
viele das ökonomisch einfach nicht überleben. 
Das ist dann kein geplanter Prozess, sondern 
es gilt das Prinzip: Diejenigen Krankenhäuser, 
die als erste Pleite sind, verschwinden einfach. 
Allein für Berlin schätzen wir, dass die ge-
plante Krankenkassenreform die Krankenhäu-
ser jährlich mindestens 250 Millionen Euro 
kosten wird. Das können viele Krankenhäuser 
nicht mehr verkraften.

A. P.: An der Charité merken wir schon die 
Auswirkungen. Stellen werden zum Teil schon 
nicht mehr nachbesetzt, Kolleg:innen müssen 
zusätzliche Aufgaben übernehmen. 

express: Ihr habt eben beschrieben, dass Tarif-
erhöhungen nicht mehr vollständig refinanziert 
werden sollen und die Krankenhäuser dann Ent-
geltsteigerungen durch Einsparungen an anderer 
Stelle decken müssten. Welche Auswirkungen 
hätte das auf gewerkschaftliche Kämpfe im Ge-
sundheitsbereich?

A. P.: Ich glaube, unsere Bundesregierung 
möchte keine starken Gewerkschaften im 
Gesundheitsbereich. In den letzten Jahren 
sind wir als ver.di in vielen Bereichen stark 
gewachsen und mit Kraft auf die Straße ge-
gangen. Der Bundesregierung wäre ein Heer 
an Arbeiter:innen lieber, die nicht mucken. Es 
ist durchaus gewollt, dass es schwerer für uns 
wird, für Tariferhöhungen zu kämpfen.

G. N.: Es wird unterstellt, dass die Tarifstei-
gerungen die Kosten durch die Decke treiben. 
Deswegen werden Vokabeln gebraucht wie 
»Kostenexplosion«. Wenn man sich das 
genauer anguckt, steigen die Kosten aber 
vor allem aufgrund eines – gewollten – Per-
sonalzuwachses, aufgrund einer immensen 
Bürokratie, die für das hyperkomplexe Ab-
rechnungssystem gebraucht wird, und des 
Finanzierungssystems selbst, das die falschen 

Anreize setzt und viele Lücken schafft, durch 
die Geld aus dem System abfließt. Diese letz-
ten beiden Fragen werden durch die Reform 
nicht gelöst, im Gegenteil. 

Ich gehe davon aus, dass die Einsparungen 
massive Konflikte in die Betriebe tragen 
werden. Die Beschäftigten werden ja nicht 
aufhören, Löhne zu fordern, die die Inflation 
ausgleichen, einen Einkommenszuwachs und 
bessere Arbeitsbedingungen. Mit den Einspa-
rungen werden die Geschäftsführungen der 
Krankenhäuser in eine Zwickmühle gebracht. 
Sie werden mit Forderungen von unten kon-
frontiert sein, für die sie möglicherweise keine 
ausreichende Finanzierung haben.

Das erinnert an die Situation vor Einfüh-
rung des Pflegebudgets – auch da gab es ja 
schon Arbeitskämpfe. Verschiedene Bedarfe 
werden in Konkurrenz gesetzt: Kann das 
Krankenhaus es sich leisten, seine Baustellen 
zu finanzieren, die Instandhaltung zu machen, 
den Sanierungsstau zu bearbeiten – oder steckt 
es das Geld in die Löhne, um Personal zu ge-
winnen und zu halten? Das ist total verrückt. 
Denn natürlich braucht ein Krankenhaus bei-
des: eine gute Infrastruktur und gut ausgebil-
detes, motiviertes und gut bezahltes Personal.

express: An der Charité gilt seit 2022 ein 
Entlastungstarifvertrag (TV-E) für alle Ge-
sundheitsberufe. Dieser wurde kürzlich von der 
Geschäftsführung gekündigt, mit Verweis auf 
die geplanten Sparmaßnahmen. Wie wird denn 
bisher der TV-E an der Charité umgesetzt?

A. P.: Der TV-E umfasst mehrere Säulen, 
bei denen die Umsetzung unterschiedlich 
gut funktioniert. Was gut klappt, ist die 
Transparenz: Man sieht, welche Bereiche 
extrem belastet sind. Das sorgt dafür, dass die 
Kolleg:innen sehen können: Wo ist es ähnlich 
wie bei uns? Man fühlt sich dann nicht mehr 
so alleine mit der eigenen Überlastung.

Zudem sammelt man Belastungspunkte, 
wenn man unterbesetzt arbeitet. Die kann man 
sich entweder auszahlen lassen oder man kann 
zusätzliche freie Tage nehmen oder man kann 
sie anlegen und für eine längere Auszeit sparen. 
Das Anlegen und das Auszahlen funktionieren, 
das Freinehmen nur mäßig, denn wir haben 
nicht genügend Personal. Um freie Tage zu 
nehmen, muss man den regulären Urlaub be-
achten. Man kann also nicht sagen, ich möchte 
im Sommer noch drei Wochen zusätzlich frei 
haben. Die Kolleg:innen verstehen natürlich, 
dass der Urlaubsplan vorgeht. Das sorgt den-
noch manchmal für ein bisschen Frust.

Wir machen im Moment eine Befragung, 
um herauszufinden, wie gravierend die Pro-
bleme bei der Umsetzung des TV-E sind. 
Das können wir erst nach der Evaluation 
wirklich beurteilen. Aber mein Eindruck ist, 
dass die Umsetzung im Großen und Ganzen 
an der Charité gut funktioniert, jedenfalls 
wenn man sich Geld auszahlen lässt für die 
Belastungspunkte, was besonders bei jungen 
Kolleg:innen beliebt ist.

Viele sind nun entsetzt, weil im Raum 
steht, dass der TV-E wegfällt. Zumal wir in 
letzter Zeit einige Kolleg:innen dazugewon-
nen haben, die sagen: Der TV-E war der 
Grund, warum ich an die Charité gekommen 
bin – wenn es den nicht mehr gibt, gehe ich 
wieder weg.

G. N.: Ein Ziel des TV-E war ja auch, mehr 
Pflegekräfte an die Krankenhäuser zu binden 
und zu verhindern, dass so viele von ihnen 
abspringen – indem die Leute tatsächlich 
entlastet werden und eine bessere Patienten-
versorgung gelingt. Unsere Beobachtung ist, 
dass das teilweise schon ganz gut funktioniert. 
Es gibt Kolleg:innen, die gar keine Belastungs-
punkte mehr sammeln, weil bei ihnen immer 
genügend Personal da ist. An anderen Stellen 
sind wir noch nicht so weit.

Da merkt man, welche Bereiche gut finan-
ziert sind. Im Operations- und Anästhesie
bereich ist es zum Beispiel sehr schwierig. 
Dort brauchen wir eine Verbesserung der Ent-
lastungsregelungen, weil das, was wir verein-
bart haben, bisher nicht so gut funktioniert.

Unser Ziel war und ist, in diesem Som-
mer solche Verbesserungen auszuhandeln 

und neue Bereiche zu tarifieren. Wir haben 
inzwischen vier Jahre Erfahrung mit dem 
TV-E gesammelt und wollen ihn weiter-
entwickeln. Das heißt: Wie kriegen wir es 
hin, dass Leute ihre Belastung besser durch 
Freizeit ausgleichen können? Was können 
wir im Operations- und Anästhesiebereich 
verbessern? Welche Regelungen können wir 
treffen, die angeworbene Pflegekräfte besser 
integrieren? Nun hat die Charité allerdings 
den Tarifvertrag gekündigt, um ihre Verhand-
lungspositionen zu verbessern. Das verärgert 
die Beschäftigten natürlich extrem.

express: Wie meinst Du das? Die Leitung der 
Charité hat erklärt, sie habe von ihrem Sonder-
kündigungsrecht bei Änderungen in der Kran-
kenhausfinanzierung Gebrauch gemacht.

G. N.: Der Tarifvertrag wäre sowieso zum 
30. Juni ausgelaufen, allerdings mit Nach-
wirkung. Das heißt, für die Kolleg:innen, die 
schon da sind, hätten die Regelungen indivi-
duell weitergegolten. Bei einer Sonderkündi-
gung entfällt die Nachwirkung.

Das spielt eine Rolle für die anstehenden 
Verhandlungen, in denen die Charité wohl 
zum Ziel haben wird, den Tarifvertrag fortzu-
schreiben, ihn aber an bestimmten Stellen an 
das anzupassen, was die Krankenhausfinanzie-
rung gerade noch hergibt. Sie wollen Druck 
ausüben können, indem sie sagen: Die Alter-
native ist, dass der Tarifvertrag ganz weg ist. 

A. P.: Für meine Kolleg:innen kann ich sagen, 
dass durch die Kündigung die Motivation 
deutlich gestiegen ist, sich mit dem TV-E 
auseinanderzusetzen. Ich war schon dabei, 
als wir mit der Kampagne angefangen haben, 

»Kürzungen, die sich gegen die Beschäftigten richten«
Gisela Neunhöffer und Alexandra Piepke* im Gespräch über die Auswirkungen der geplanten  
Krankenkassenreform und die nächste Runde im Kampf um Entlastung an der Charité
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und als er dann 2021 erkämpft wurde, da 
habe ich oft gehört: Ja, TV-E, alles schön, so 
wie er ist, kann er bleiben. Wenn ich jetzt 
durch die Bereiche gehe, dann sagen mir 
häufiger Kolleg:innen: Wir müssen jetzt in die 
Gewerkschaft und wir müssen für den TV-E 
kämpfen.

Ich weiß nicht, ob die Charité daran ge- 
dacht hat, dass die Leute sich wehren, wenn 
man ihnen etwas wegnehmen will. Die Mo-
bilisierung läuft gerade gut. Wenn ich ein 
Stück vom Kuchen habe, dann will ich das 
verteidigen.

express: Für die anstehenden Verhandlungen 
über den TV-E rechnet Ihr also trotz der schwie-
rigen Ausgangslage mit einer breiten Mobilisie-
rung?

G. N.: Entlastungstarifverträge sind immer 
gegen massiven Widerstand durchgesetzt wor-
den. 2015 war das so, 2021 auch, und bundes-
weit an vielen Standorten. Die Leute kennen 
diese harten Auseinandersetzungen. Und 
diejenigen, die neu sind, sagen: Da haben wir 
etwas Gutes. Die sind, Alexandra hat es gesagt, 
vielleicht extra wegen des TV-E an die Charité 
gekommen. Sie sind hoch motiviert.

Die Beschäftigten merken sehr schnell, 
woher der Wind weht. Auch diesmal ist 
klar, dass es eine direkte Kampfansage der 
Bundesregierung an die Beschäftigten in 
den Krankenhäusern ist. Und sie betrifft gar 
nicht nur die Krankenhäuser, sondern auch 
Reha-Einrichtungen, Psychiatrien – und in 

der Kinder- und Jugendhilfe gibt es ähnliche 
Ansinnen, die Tariferhöhungen zu deckeln. 
Wir erleben einen Großangriff, der sich gegen 
die Beschäftigten in der Sorgearbeit richtet.

Damit ist es auch ein Großangriff gegen 
arbeitende Frauen, weil eben in diesen Beru-
fen sehr, sehr viele Frauen arbeiten. Das zeigt: 
Wenn es wirtschaftlich wieder ein bisschen 
schwieriger wird, dann sieht der Staat in die-
sen Bereichen ein Einsparpotenzial und macht 
sich einen schlanken Fuß. Ich finde, das ist 
ein Unding.

express: Weiten wir noch einmal den Blick über 
den TV-E hinaus. Was lässt sich tun gegen die 
geplanten Sparmaßnahmen bei den Kranken-
kassen?

G. N.: Dieses Gesetz wird total übers Knie 
gebrochen und wird extrem schnell durchge-
peitscht, damit sich der Widerstand gar nicht 
erst formieren kann. Wir müssen deshalb 
auch in einer großen Geschwindigkeit dage-
genhalten und versuchen, das Schlimmste  
zu verhindern.

Im Moment organisieren wir Proteste un-
terhalb der Arbeitskampfschwelle. Am 10. Ju- 
ni findet die Bundesgesundheitsminister
konferenz in Hannover statt, da werden wir 
mit einem großen Protest vor Ort sein. Am 
Tag drauf, am 11. Juni, ist wahrscheinlich die 
erste Lesung des Gesetzes im Bundestag. Da 
wird es in Berlin ebenfalls eine Protestaktion 
geben, am Brandenburger Tor.

Mit Blick auf die Arbeitskämpfe: Natürlich 
thematisieren wir die Einsparungen bei den 
Krankenkassen in allen Tarifbewegungen in 
Krankenhäusern und den anderen betroffenen 
Einrichtungen. Nächstes Jahr – also wenn 

das Gesetz voraussichtlich beschlossen sein 
wird – kann es knallen in der Tarifrunde für 
den öffentlichen Dienst, von der sehr viele 
Krankenhäuser betroffen sind. Ich gehe nicht 
davon aus, dass die Einsparungen dazu führen 
werden, dass unsere Forderungen niedriger 
ausfallen. Wir fangen bereits jetzt mit den 
Vorbereitungen für eine Tarifrunde an, die 
sich gewaschen hat.

A. P.: Mir ist wichtig hervorzuheben, dass 
wahrscheinlich zuerst bei den Berufen gespart 
werden wird, die meine Tätigkeit als Pflegerin 
erst möglich machen. Ich meine die Reini-
gungskräfte, den Transportdienst, aber auch 
unsere Apotheken. Ein Operationssaal ist sehr 
stark abhängig von den Reinigungskräften – 
wenn es da keine Reinigung gibt, findet die 
nächste Operation nicht statt. Wir müssen 
diejenigen mehr in den Fokus rücken, die 
nicht im direkten Patientenkontakt stehen.

Außerdem: Wenn ich mir angucke, was 
unsere Bundesregierung von sich gibt, glaube 
ich, dass der Unmut wächst und mehr Men-
schen unsere Kämpfe unterstützen. Die Leute 
könnten ja auch sagen: Warum streikt die 
Pflege schon wieder? Warum vernachlässigen 
die ihre Patient:innen? Aber wenn es die Men-
schen konkret betrifft, dass sie keine Termine 
mehr beim Facharzt kriegen, dass sie schlech-
ter versorgt werden im Krankenhaus, dass sie 
teilweise 24 Stunden in der Rettungsstelle lie-
gen, weil es auf dem Flur kein Bett gibt, dann 
trägt das auch dazu bei, dass wir noch mehr 
Unterstützung aus der Bevölkerung kriegen.

express: Du meinst, dass mehr Menschen verste-
hen, dass eine gute öffentliche Infrastruktur gute 
Arbeitsbedingungen braucht?

A. P.: Ja, und nicht nur das, sie braucht na-
türlich auch gut ausgestattete Krankenhäuser. 
Wenn wir keine Betten mehr haben, werden 
diejenigen hinten runterfallen, die kein Geld 
bringen, weil sie chronisch krank sind, oder 
die aus Pflegeeinrichtungen kommen oder die 
immer wieder kommen oder die nicht versi-
chert sind und so weiter.

Ich weiß von Kolleg:innen aus Kliniken 
privater Träger, dass Patient:innen, die nicht 
versichert sind, weil sie keinen Aufenthalt 
in Deutschland haben, dort manchmal nur 
notdürftig versorgt und dann wieder auf 
die Straße gesetzt werden. Ihnen wird dann 
gesagt: Das nächste Mal gehst Du in ein 
Vivantes-Krankenhaus, die schicken Dich 
nicht weg, denn die haben einen Versorgungs-
auftrag. In Berlin haben wir genügend private 
Träger und viele davon bieten nur Bereiche 
an, die Geld bringen.

Da denke ich mir: In 20 Jahren hast du 
vielleicht als armer Mensch – aus welchen 
Gründen auch immer – kaum noch eine 
Chance im Gesundheitssystem. Der Weg 
dahin ist ganz deutlich. Dann haben wir viel-
leicht den Punkt, an dem es heißt: Entweder 
du zahlst oder du stirbst.

express: Das Problem ist also die Krankenhaus-
finanzierung überhaupt?

A. P.: Ich komme noch aus Vor-Fallpauscha-
len-Zeiten und ich muss sagen: Die gehören 
einfach in die Mülltonne. Es kann nicht sein, 
dass wir mit kranken Menschen, die sich 
nicht wehren können, Gewinne generieren. 
Es kann nicht sein, dass auf dem Rücken der 
Patient:innen Therapien und Aufenthalte 
so gesteuert werden, dass man das meiste 
Geld aus den Patient:innen herausbekommt. 
Schlimm finde ich auch, dass seit der Einfüh-
rung des Fallpauschalen-Systems Ärzt:innen 
darauf trainiert werden, zu gucken, was Pa
tient:innen an Geld bringen. Das kann nicht 
sein, das muss einfach weg.

G. N.: Was eigentlich auf die Agenda müsste, 
ist eine vernünftige Form der Krankenhaus-
finanzierung. Das System, das wir haben, ist 
kaputt. Es heißt immer, es wäre dafür da, dass 
die Versorgung effizienter und kostensparen-
der wird. Im Gegenteil: Es wird immer kom-
plexer und die Anreize, die das System setzt, 
werden immer absurder. Zum Beispiel werden 
Kolleg:innen aus dem Servicebereich alle zwei 
Jahre ein- und wieder ausgegliedert, Aufgaben 
zwischen Berufsgruppen werden verschoben – 
je nachdem, wie die Finanzierung sich gerade 
ändert. Das ist respektlos und schadet der 
Versorgung. 

Die gesetzlichen Krankenkassen tragen 
massive Ausgaben, die eigentlich aus Steuer-
mitteln finanziert werden müssen, etwa die 
Kosten für die Bürgergeldempfänger:innen. 
Wenn man das sachgerecht regelt, wäre die 
Finanznot der gesetzlichen Krankenversiche-
rungen massiv gelindert.

Es ist dringend an der Zeit, dass wieder 
darauf geguckt wird, was die Patient:innen 
brauchen. Welches Personal und welche Infra
struktur braucht man, um die Patient:innen 
in angemessener Form am angemessenen 
Ort gut zu versorgen – und wie wird das 
finanziert? Würde man sich danach richten, 
könnte man Geld einsparen, das jetzt für 
Dinge ausgegeben wird, die nicht sinnvoll 
und nicht notwendig sind. Dazu gehören 
eben der enorme Abrechnungsaufwand oder 
viele operative Eingriffe, die auch vermieden 
werden könnten. 

Und wir sollten die private Gewinnerzie-
lung im Krankenhaussektor abschaffen. Dann 
könnte man die Beschäftigten, die Kranken-
häuser und die ambulanten Einrichtungen gut 
finanzieren. Wir könnten ein Gesundheits-
system haben, das wir alle brauchen – und 
das sich ein Land, das immer noch zu den 
reichsten der Welt gehört, leisten sollte.

*  Gisela Neunhöffer ist stellvertretende Landesfach
bereichsleiterin bei ver.di in Berlin-Brandenburg und 
zuständig für das Gesundheitswesen. Alexandra Piepke 
arbeitet seit 35 Jahren als Krankenpflegerin und seit 
10 Jahren an der Charité in Berlin.

Das Gespräch führte Lucas Rudolph.

Merkbar

Ver.di-Protest zur  
Gesundheitsministerkonferenz
Die Gesundheitsminister:innen des Bundes 
und der Länder tagen am 10. und 11. Juni 
2026 in Hannover. Die vom Bundesgesund-
heitsministerium eingesetzte Finanzkommis-
sion zur Reform der Krankenversicherung 
schlägt Maßnahmen vor, die die Versor-
gungsqualität gefährden und das Solidar-
prinzip aushebeln. Auch für die Altenpflege 
diskutieren Bund und Länder Optionen wie 
die einer verpflichtenden privaten Vorsorge, 
die Versicherte einseitig belasten würde. 
Errungenschaften wie Personalvorgaben und 
tarifliche Bezahlung werden infrage gestellt.

Den Protest dagegen trägt ver.di zu denje-
nigen, die jetzt die richtigen Entscheidungen 
treffen müssen: zu den Gesundheitsminis
ter:innen. Am 10. Juni findet in Hannover 
eine Demonstration statt: für eine Gesund-
heits- und Sozialpolitik, die alle schützt – 
und nicht nur diejenigen, die es sich leisten 
können.

Ver.di fordert:
•	 eine solidarische und armutsfeste Finan-

zierung von Gesundheit und Pflege,
•	 bedarfsgerechte, verbindliche und sank

tionsbewehrte Personalvorgaben im 
gesamten Gesundheitswesen und

•	 den Erhalt und Ausbau eines starken 
Sozialstaats, der Menschen schützt statt 
Profite.

Termin: 10. Juni 2026, 12:30 – 15:00 Uhr, 
Anreise bis 12:00 Uhr
Ort: Hannover, vor dem Designhotel  
Wienecke XI, Hildesheimer Str. 380 
Infos zur Busanreise: Website von ver.di, 
gmk2026.verdi.de

Sichtbar

Krankenkassenreform spitzt 
Streik bei Vivantes-Töchtern zu
Video | deutsch | 3 min | labournet.tv

Die geplanten Sparmaßnahmen bei den 
Krankenkassen beeinflussen auch den lau-
fenden Arbeitskampf bei den Vivantes-
Tochterunternehmen. Seit April befinden 
sich die rund 2.500 Beschäftigten der Servi-
cebereiche des kommunalen Berliner 
Krankenhauskonzerns im Streik. Sie arbei-
ten in der Reinigung, der Küche, dem Trans-
port, der Grünpflege, der Technik, der 
Reha – und sind in Tochterunternehmen 
ausgelagert. Deshalb gilt für sie, im Unter-
schied zu ihren direkt bei Vivantes angestell-
ten Kolleg:innen, nicht der Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst des Bundes und der 
Kommunen (TvöD).

Seit rund zehn Jahren kündigt die Berli-
ner Landespolitik an, die Tochterunterneh-
men wieder in den Vivantes-Konzern einzu-
gliedern  – bisher ein leeres Versprechen. 
Deshalb wollen sich die Beschäftigten den 
TvöD, die Gleichstellung mit ihren Kol
leg:innen, erstreiken.

Ihren Kampf erschwert die mit der Kran-
kenkassenreform geplante Deckelung der 
Refinanzierung von Tariferhöhungen für die 
Krankenhäuser. Dadurch müsste nämlich 
voraussichtlich an anderer Stelle gespart wer-
den, wenn die Personalausgaben steigen. 
Von dieser schwierigen Lage lassen sich die 
Streikenden aber nicht einschüchtern. Den 
29. April, ihren zehnten Streiktag, nutzten 
sie für eine Protestkundgebung vor dem 
Bundeskanzleramt in Berlin gegen das 
geplante Spargesetz bei den Krankenkassen.

Den Protest begleitete labournet.tv. Das 
dabei entstandene Video zeigt Ausschnitte 
aus Reden und lässt mehrere Krankenhaus-
beschäftigte selbst zu Wort kommen. Es 
wird klar: Nicht nur die geplanten Kürzun-
gen sind das Problem, sondern das Kaputt- 
sparen des Gesundheitssystems in den letz-
ten Jahrzehnten.
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D eregulierte Arbeitszeiten, Einschnitte 
in die soziale Sicherung, gesetzli-

che Rente und Krankenversicherung, ein 
schwächerer Kündigungsschutz, Einschrän-
kungen für Erkrankte und Angriffe gegen 
Sozialleistungsbezieher:innen: Der Sozialstaat 
erscheint in der politisch-medialen Diskus-
sion als reiner Kostenfaktor, unfinanzierbar 
und damit reif für weiteren Abbau. Nicht 
wenige Politiker:innen zeigen dabei allerdings 
eine ambivalente Haltung. Insbesondere in 
Notlagen – in denen wir uns inzwischen fast 
permanent befinden – werden sozialstaatliche 
Leistungen als zu teuer und zu bürokratisch 
kritisiert oder es wird moniert, die Einzel-
nen lieferten als Gegenleistung zu wenig. 
Deshalb versucht jede neue Regierungskoa-
lition diese Mängel zu beseitigen, mit einem 
»Umbau« (Gerhard Schröder), einer »großen 
Reform« (Olaf Scholz) oder »harten Ein-
schnitten« (Friedrich Merz). Sie betreffen in 
der Regel untere Einkommensgruppen und 
Bezieher:innen von Sozialleistungen und for-
dern von ihnen materielle Einschnitte in ih-
rem Lebensalltag, bei gleichzeitiger Erhöhung 
des Drucks. Auf diese Weise sollen drängende 
Probleme oder gar Ungerechtigkeiten beseitigt 
werden, die angeblich immer gravierender 
werden.

Vergessen wird dabei, dass der Staat gleich-
zeitig selektiv Leistungen, Zuschüsse und 
Entlastungen für Besserverdienende und Un-
ternehmen fördert, Freibeträge für sie erhöht, 
Sonderleistungen erlaubt, Steuern querbeet 
senkt und Zuschüsse für Immobilien bis 
Gigafactories vergibt. So wird die eine Seite 
als »Sozialpolitik« mit starken Kontrollen be-
lastet und die andere, als »Steuerpolitik« oder 
»Standortpolitik« verklausuliert, alimentiert, 
vielfach unsichtbar und wenig kontrolliert. 
Staatliche Leistungen laufen unter verschie-
denen Flaggen. Auffällig ist, dass die Kampa-
gnen gegen den angeblich unbezahlbaren So-
zialstaat immer dann aufkommen, wenn sich 
der Krisendruck spürbar erhöht, wenn sich 
die Probleme der Kapitalakkumulation oder 
der internationalen Konkurrenz verschärfen. 
Dabei ist es unerheblich, welche politische 
Partei die Regierung stellt und welche neue 
»Reform« eine alte ablöst.

�� Hartz IV in neuem,  
noch engeren Gewand

So wird zum Beispiel mit der »neuen Grund-
sicherung« ein weiteres Kapitel der Politik 
sozialstaatlicher Demontage und Repression 
aufgeschlagen. Sanktionen werden verschärft, 
die Kosten der Wohnung gedeckelt und 
die ohnehin prekäre Lebenssituation von 
Betroffenen weiter belastet. Die repressiven 
Maßnahmen sollen bis an die »Grenze dessen 
gehen, was verfassungsrechtlich zulässig ist«, 
sagte Arbeitsministerin Bärbel Bas. Es ist 
Hartz IV in neuem, noch engeren Gewand.

Wir erinnern uns: Die Vorbereitung und  
Einführung von Hartz IV Anfang der 
2000er Jahre erzeugte Unruhe und Auf-
begehren bei den Betroffenen und ihren 
Unterstützer:innen. Über zwanzig Jahre später 
ist vom damaligen Widerstand kaum noch 
etwas zu spüren. Um die Lage der abhängigen 
Klassen zu verstehen, gilt es, Anhaltspunkte 
dafür zu finden, warum sich heute so gut 
wie kein solidarisches Handeln mehr findet, 
das trotz verstärktem Druck wirksam werden 
kann. Und dieser Druck zielt nicht nur auf 
sozialstaatliche Leistungen, sondern auch auf 
das ganze Spektrum von Arbeitsbedingungen, 
von der täglichen Höchstarbeitszeit bis zum 
Recht auf Teilzeit.

Ein erster Hinweis findet sich bereits in 
den trennenden Narrativen des selektiven 
Sozialstaats: Verschärfungen für die einen 
werden eingerahmt von Entlastungen für die 
anderen, das erleichtert die Durchsetzung. Er-
innert sei an die Pendlerpauschale, an Freibe-
träge oder erhöhte Progressionsschwellen, die 
Besserverdienenden zugute kommen.  Doch 
dabei bleibt es nicht. Denn nicht nur Kürzun-
gen bei Staatsleistungen entsolidarisieren, wie 
ein Blick in die Geschichte verdeutlicht.

�� Jeder wird verschlissen,  
aber jeder anders

In den historischen Etappen der ökonomi-
schen Entwicklung der letzten Jahrzehnte las-
sen sich systematische Zuspitzungen sozialer 
Ungleichheit und zunehmende Prekarisierun-
gen feststellen, die für einzelne Gruppen va-
riieren. Vom Fordismus der Fließbandarbeit, 
samt Vollzeitbeschäftigung, Tarifbindung und 
dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates, ging es 
über den Postfordismus, mit seiner flexibleren 
Produktion und unsichereren Arbeitsplätzen, 
bis zur umfassenden Regulationsweise des 
Neoliberalismus mit Privatisierung, selektiver 
Deregulierung und reduzierter sozialer Siche-
rung. Höhere Erwartungen an die Initiative 
der Arbeitsfähigen beförderten den »Produk
tivismus«, in dem kapitalistische Verwertungs-
imperative und Wachstum für Profit als al-
ternativlose Grundlage sozialer Reproduktion 
regelrecht naturalisiert werden. Er schreibt 
sich über ein strenges Bewährungsregime von 
Leistung und Markterfolg immer tiefer in die  
Lebensverhältnisse, Subjektivitäten und politi-
schen Ordnungen ein.

Mit seinem technologischen Ausbau wird 
der Kapitalismus aggressiver und sein Tech-
Finanz-Komplex zur maßgeblichen Macht 
über Infrastruktur und Lebensweisen. Er ver-
schärft staatliche Austerität und Repression, 
und fördert eine exzessive gesellschaftliche 
Ungleichheit. Seine neuen Automatisierungs-
schübe und ausgebauten Finanzkonzepte 
bestimmen wie Menschen leben, handeln 
und miteinander agieren, sie strukturieren 
das soziale Miteinander. Sie vermehren die 
Unterschiede von Lohnempfänger:innen und 
anderen abhängigen Klassen, befeuern Des-
orientierung und Vereinfachung. Die hohe 
Flüchtigkeit und Masse von Informationen in 

Medien, ihre Wiederholungen und affektiven 
Trigger steigern diese Entwicklung.

Aber das reicht noch nicht. Wir sehen 
heute nicht nur wachsende Ungleichheit, 
sondern systematisch produzierte Entwer-
tung und Verunsicherung, Verwundbarkeit 
bis Leid. Diese Erfahrungen sind nicht bloß 

Nebeneffekte von Ausbeutung oder Pre-
karisierung, sondern integrale Bestandteile 
der Produktionsverhältnisse und damit der 
Reproduktion kapitalistischer Verwertung. In 
der Folge werden Klassen nicht nur entlang 
von Eigentum und Lohnarbeit strukturiert, 
sondern auch entlang sozialstaatlich regulier-
ter Linien von Abwertung, Ausschluss und 
Scham – für alles gilt die Eigenverantwor-
tung. Menschen leben heute in zunehmend 
bedrängten Lebensverhältnissen, drangsaliert 
vom Staat, im Job, durch Ausschlüsse und 
Wohnungsprobleme. Sie erleben Entwertung 
und Überlastung gruppenspezifisch jeweils 
unterschiedlich – industrieller Verschleiß ist 
nun mal nicht dasselbe wie care-bedingte 
Erschöpfung oder die Willkür in Web-Platt-
formen.

Unterschiedliche Empfindungen des All-
tags – in der Werkshalle, beim Lieferverkehr, 
an der Ladenkasse, am Pflegebett, vor dem 
Bildschirmarbeitsplatz – produzieren unter-
schiedliche Erfahrungsgrammatiken. Überall 
rahmen Entkräftung und Verunsicherung die 
Belastungen der abhängigen Klassen. Entkräf-
tung ist eine Schwächung von körperlichen, 
psychischen, sozialen und politischen Kräften 
in der Arbeit und im Alltag. Sie folgt teils aus 
Entwertung, aus der systematischen Demüti-
gung in Arbeits-, Lebens- und Anspruchsfor-
men. Verunsicherung entspringt derweil aus 
institutionell produzierter Ungewissheit über 
Einkommen, Zeit und Versorgung. Sie betrifft 
Anerkennung oder Aufenthalt, Gesundheit 
und insgesamt die Zukunft.

�� »Gerechtigkeit« heute

Der aggressive Kapitalismus baut sein Bewäh-
rungsregime mit Bewertung und Kontrolle 
über die Einzelnen aus; er wird durch perma-
nente Krisen auf die Spitze getrieben, und für 
jeden gilt es, das irgendwie zu bewältigen. All 
diese rücksichtslosen Techniken und Impera-
tive begleiten Erzählungen der Alternativlo-

sigkeit und wenig Widerstand. Dazu kommt 
die Auflösung des demokratischen Anspruchs 
auf Gleichheit, die aus der Entkopplung 
politischer Maßnahmen von den faktischen 
Lebensverhältnissen der Leute herrührt. Er 
wird ersetzt durch eine kapitalistische »Ge-
rechtigkeit«, bemessen in produktivistischer 

Bewährung und ihrer Meri-
ten, so wie es Kapitaleliten 
vorführen, die sich als Idole 
präsentieren und vermeintlich 
unangreifbar geworden sind.

Auf dieser Basis ergreift ag-
gressives Kapital scharfe Maß-
nahmen auf allen Ebenen, die 
im demokratisch geschwäch-
ten, repressiveren Raum wir-
ken. Sie begegnen den alltäg-
lichen Bewältigungspraktiken, 
die wiederum dem Tempo der 
Maßnahmen immer atem-
loser folgen. Sie befördern 
Gefühle der Resignation, 
des Ausgeliefertseins und der 
Wut, die sich zusammen mit 
dem Bewährungsregime fes-
tigen. Doch es bleibt vorerst 
bei solchen Gefühlen. 

Denn in diesen gesell-
schaftlichen Umständen 
funktionieren zwei politisch 
aufeinander abgestimmte 
Komponenten. Das um-
fassende Regime der Be-
wertungen und Kontrollen 
bringt meist nur reaktive wie 
resignative Wut auf Kosten 
derjenigen Gruppen hervor, 

die staatliche Zahlungen empfangen. Und ge-
nau das treibt der selektive Sozialstaat voran, 
der Überlastung und exzessive Ungleichheit 
reguliert: Entlastung für nicht staatlich Ali-
mentierte kommt mit Belastung der alimen-
tierten Minderleistenden oder Erfolglosen. 
So funktioniert er als Nachbrenner für die 
Spaltungen der abhängigen Klassen. Und es 
ist ein hinterhältiges politisches Spiel, denn 
dieser Trick entlastet auch herrschende Ak-
teure und soll gleichzeitig weitere Belastungen 
in den Arbeits- und Lebensbedingungen aller 
Abhängigen vereinfachen.

�� Es braucht eine  
Klassenanalyse von unten

Dieser Hintergrund ökonomischer und 
politischer Einwirkungen hilft vielleicht zu 
erklären, warum sichtbarer Widerstand gegen 
das derzeitige sozialpolitische Reformpro-
gramm ausbleibt. Und zu ihnen kommen 
noch inzwischen verlorene Erwartungen an 
Widerstand, das systematische Versagen poli-
tischer Parteien und eine gespaltene (radikale) 
Linke. Was bleibt ist vielfach eher (lokales) 
Bewältigen durch Widerspenstigkeit oder 
Ausweichen. Manchmal gibt es dafür günstige 
politische Umstände und Kollaborationen, die 
aber meist sehr fragil sind.

Dies zeigt: Eine genauere Analyse der 
Klassenstruktur von unten steht an, erst ein 
paar Hinweise wurden hier gegeben. Was 
zum Beispiel verbindet, was trennt und was 
vereint prekär Tätige, Care-Arbeiter:innen, 
die klassische Arbeiterklasse und Erwerbslose? 
Wie wirken sich kapitalistische Strukturen im 
Einzelnen aus, was macht es mit den Betroffe-
nen und welche individuellen oder kollektiven 
Folgerungen ziehen sie mit welchen politi-
schen Folgen daraus?

*  Harald Rein und Uli Wesser sind im AK System 
Change Frankfurt am Main aktiv.

Kaum Widerstand gegen Sozialabbau
Harald Rein und Uli Wesser* über ein Markenzeichen des aggressiven Kapitalismus
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S tudentische Beschäftigte an Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungsein-

richtungen üben überwiegend wissenschaft-
liche Tätigkeiten aus und sind bis heute vom 
Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes der 
Länder (TV-L) ausgenommen. Diese Praxis 
führt seit Jahren zu einer Prekarisierung ihrer 
Beschäftigungsbedingungen.

Gleichzeitig gilt: Für studentische Beschäf-
tigte, die nicht überwiegend wissenschaftlich 
tätig sind – im Fachjargon: »wissenschafts-
unterstützend« arbeiten –, muss der TV-L 
angewendet werden. In der Praxis wird 
dies jedoch häufig umgangen. Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen nutzen 
gezielt Spielräume, um tarifliche Standards 
zu unterlaufen. Wie das konkret aussieht, 
zeigte zuletzt die Universität Passau (siehe 
express 01/2025, S. 8): Dort waren rund 200 
studentische Beschäftigte betroffen, die in 
Bibliotheken, im Rechenzentrum oder in der 
Verwaltung arbeiten. Obwohl ihre Tätigkeiten 
unter den TV-L fallen, wurden sie über lange 
Zeit von ihm ausgenommen. Der Fall Passau 
steht exemplarisch für ein strukturelles Prob-
lem – kein Einzelfall, sondern gelebte Praxis, 
seit Jahren, an vielen Standorten bundesweit.

Doch der Konflikt an der Universität 
Passau zeigt auch, dass sich Widerstand 
lohnt: Studentische Beschäftigte haben sich 
gewerkschaftlich organisiert, Öffentlichkeit 
hergestellt und gemeinsam mit dem gewerk-
schaftlichen Rechtsschutz ihre Rechte einge-
fordert. Hilfreich dabei war auch die lokale 
Diskursmacht, etwa in Form eines offenen 
Briefs mit zahlreichen Unterstützer:innen aus 
Politik und Gewerkschaften.

�� Tarifvertrag zeigt Wirkung

Als »studentische Angestellte« bezeichnen 
wir jene studentischen Beschäftigten, die an 
Hochschulen oder Forschungseinrichtungen 
in den Bereichen Technik, Service oder Ver-
waltung arbeiten. Sie sind in der Regel in den 
für sie geltenden Tarifvertrag eingegliedert, 
das ist meist der TV-L. Die Kategorie der 
»studentischen Angestellten« stammt aus der 
im Januar dieses Jahres veröffentlichten Studie 
»Jung, akademisch, (immer noch) prekär«, in 
der ein Forschungsteam der Georg-August-
Universität Göttingen erneut die Arbeitsbe-
dingungen von studentischen Beschäftigten 
an Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen untersucht hat, zwei Jahre nach der 
Vorgängerstudie »Jung, akademisch, prekär«, 
die weite Verbreitung fand. 
In der aktuellen Studie wur-
den erstmals Zahlen über 
studentische Angestellte 
erhoben. 

In den Fällen, in denen 
der Tarifvertrag angewen-
det wird, sind sowohl die 
Zugangsbedingungen zu 
den Stellen als auch die 
Beschäftigungsbedingungen 
besser. So ist unter den 
studentischen Angestellten 
die Rekrutierung über 
eine Stellenausschreibung 
deutlich häufiger als bei 
allen anderen studentischen 
Beschäftigten (vgl. Hopp et 
al. 2026, S. 45).

Die studentischen An- 
gestellten sind im Durch-
schnitt 25,5 Jahre alt und 
damit älter als die studen
tischen Beschäftigten ins- 
gesamt (ebenda, S. 46). 
Darüber hinaus macht ihre 
Erwerbsarbeit mehr als die 

Hälfte ihres Gesamteinkommens aus (ebenda, 
S. 85). Im Alter von 25 Jahren endet nicht 
nur der Anspruch auf Kindergeld, sondern 
auch auf die beitragsfreie Familienversiche-
rung in der gesetz-
lichen Kran-
kenkasse. 
Diese 

zusätz-
lichen 
finanziellen 
Belastungen sind mög-
licherweise Gründe dafür, dass Student:innen 
über 25 Jahren seltener in extrem prekären 
Beschäftigungsverhältnissen zu finden sind.

Durch die Erhebung wird deutlich, dass 
studentische Angestellte durch die für sie 
geltenden tariflichen Regelungen deutlich 
bessere Arbeitsbedingungen haben. Man darf 
aber davon ausgehen, dass viele studentische 
Angestellte nicht in den Genuss des Tarif-
vertrags kommen – weil die Hochschulen 
behaupten, sie würden wissenschaftliche 
Tätigkeiten ausüben. Verschiedene Initiativen 
der TVStud-Bewegung haben sich bereits 
erfolgreich gegen diese Form der Tarifflucht 
gewehrt, trotz der hohen individualrechtli-
chen Hürden.

�� Nach der Tarifrunde auf zu neuen 
Taten: Strategien gegen Tarifflucht

Die Tarifflucht bei studentischen Angestell-
ten ist kein bloßes Versäumnis in einzelnen 
Beschäftigungsverhältnissen, sondern Aus-
druck eines strukturellen Problems: Tarifliche 
Standards werden systematisch unterlaufen 
oder ignoriert. Die Erfahrungen von TVStud-

Aktiven aus den letzten 
Jahren haben gezeigt, 
dass insbesondere vier 
Bereiche zentral sind, 
um dagegen vorzugehen: 
Aufklärung, der Rechts-
weg, Öffentlichkeitsar-
beit und Lobbyismus. Sie 
greifen ineinander und 
entfalten ihre Wirkung 
vor allem im Zusammen-
spiel.

zz Aufklärung: 
Grundlegend für die 
Bekämpfung von Tarif-
flucht ist das Wissen um 
die eigenen (Arbeits-)
Rechte. Die meisten stu-
dentischen Beschäftigten 
wissen nicht um ihre 
Rechte und die Personal-
räte sind nicht immer für 
sie zuständig. Diese 
Unwissenheit und das 
häufige Fehlen einer Per-
sonalvertretungsstruktur 

machen Tarifflucht überhaupt erst möglich. 
Deshalb ist Aufklärungsarbeit der notwen-
dige erste Schritt: durch Gespräche mit 
Kolleg:innen, durch Informationsmateriali-
en oder durch gewerkschaftliche Angebote. 

Gleichzeitig geht es darum, ein gemein-
sames Problembewusstsein zu ent- 

wickeln und Beschäftigte mit- 
einander zu vernetzen. 

Gewerkschaften und Per- 
sonalräte spielen hierbei 

eine wichtige Rolle, 
weil sie die nötigen 
Ressourcen bereitstel-
len können. Aufklä-
rung ist die Grundla-
ge, auf der alle weite- 
ren Schritte aufbauen.
zz Rechtsweg: Ein 

besonders wirksamer 
Hebel, um Ansprüche 

geltend zu machen, 
liegt häufig im Rechts-

weg. Voraussetzung dafür 
ist eine sorgfältige Doku-

mentation konkreter Arbeits-
tätigkeiten. Lässt sich so belegen, 

dass die ausgeübte Tätigkeit aufgrund 
ihres wissenschaftsunterstützenden Charak-
ters unter den TV-L fällt, können auf dieser 
Grundlage Ansprüche gegenüber dem 
Arbeitgeber geltend gemacht werden. 
Kommt es zu keiner Einigung, besteht die 
Möglichkeit, über den individualrechtli-
chen Weg mit Unterstützung des gewerk-
schaftlichen Rechtsschutzes die Anwen-
dung des Tarifvertrags einzuklagen. Die 
Erfahrungen zeigen, dass viele dieser Ver-
fahren gute Erfolgsaussichten haben.
zz Öffentlichkeitsarbeit: Tarifflucht funktio-

niert auch deshalb, weil sie im Verborgenen 
stattfindet. Öffentlichkeitsarbeit zielt dar-
auf ab, genau das zu ändern. Durch Social 
Media, Pressearbeit, Kundgebungen und 
Infoveranstaltungen wird das Problem 
sichtbar gemacht und in den öffentlichen 
Diskurs getragen. Persönliche Berichte und 
konkrete Beispiele helfen dabei, abstrakte 
Missstände greifbar zu machen. Mehr 
öffentliche Präsenz stärkt zudem Betroffe-
nen den Rücken, wenn sie von Vorgesetz-
ten oder Kolleg:innen als »Nestbeschmut
zer:innen« verunglimpft werden, weil sie 
Kritik an ihren Arbeitsbedingungen 
äußern. Und sie kann den Druck auf 
Hochschulen erhöhen, ihr Verhalten zu 
ändern.
zz Lobbyismus: Neben rechtlichen und 

öffentlichen Auseinandersetzungen ist auch 
politischer Druck ein wichtiger Faktor. 
Hochschulen unterliegen staatlicher Auf-
sicht und sind in politische Entscheidungs-
strukturen eingebunden. Über Kontakte zu 
Politiker:innen können parlamentarische 
Anfragen gestellt oder Aufsichtsbehörden 
eingeschaltet werden. So lassen sich Aus-
maß und Struktur der Tarifflucht sichtbar 
machen und zusätzlicher Druck aufbauen. 
Gleichzeitig eröffnet Lobbyarbeit die Mög-
lichkeit, langfristige Veränderungen anzu-
stoßen, etwa durch schärfere gesetzliche 
Regelungen oder Kontrollen.

Entscheidend ist, dass diese Strategien 
nicht isoliert wirken. Aufklärung führt zur 
Organisierung, Organisierung ermöglicht öf-
fentlichen und politischen Druck, der durch 
gewonnene Rechtsfälle steigt. Zudem zeigt 
sich: Einzelne Beschäftigte können oft maxi-
mal individuelle Verbesserungen erreichen. 
Nachhaltige Veränderungen entstehen nur 
gemeinsam, im Zusammenspiel von Gewerk-
schaften und Personalräten. Erst so wird es 
möglich, Tarifflucht wirksam anzugehen und 

nachhaltige Verbesserungen für studentische 
Beschäftigte zu erreichen.

�� Keine Ausnahme!

Das Nebeneinander von studentischen Be-
schäftigten in der Wissenschaft und studen-
tischen Angestellten in Technik, Service und 
Verwaltung macht deutlich, dass die tarifliche 
Absicherung die Beschäftigungsbedingungen 
deutlich verbessert. Genauso wichtig bleibt: 
Dass wissenschaftlich tätige studentische 
Beschäftigte vom Tarifvertrag ausgenom-
men sind, ist vollkommen willkürlich. Die 
Tarifierung von studentischen Angestellten 
an Hochschulen ist bereits gelebte Praxis. 
Die Benachteiligung einiger wird lediglich 
aufrechterhalten durch die Unterscheidung in 
Wissenschaft und wissenschaftsunterstützende 
Tätigkeiten. Damit muss endlich Schluss sein! 
Es braucht den TVStud, damit alle studenti-
schen Beschäftigten vom Tarifvertrag erfasst 
werden.

*  Lea Dahms ist im Sprecher:innen-Team der GEW Stu-
dierenden und bei TVStud Göttingen aktiv. Maximilian 
Wimmer ist Referent für gute Lehre und Arbeitsbedingun-
gen an Hochschulen des freien zusammenschlusses von 
student*innenschaften (fzs) und seit 2023 bei TVStud 
Passau aktiv.

Literatur:
Marvin Hopp, Ann-Kathrin Hoffmann, Nina Moya 
Schreieder, Heiner Heiland: Jung, akademisch, (immer 
noch) prekär. Studentische Erwerbsarbeit an Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen, Göttingen 2026, Georg-
August-Universität Göttingen.
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D ie Praxis der Sozialen Arbeit zeichnet 
sich durch miserable Arbeitsbedingun-

gen aus: Unterbesetzung, Fachkräftemangel, 
ungewollte Teilzeit, unbezahlte Überstunden 
und fehlende Personalstandards führen zu 
Überlastung und Deprofessionalisierung. 
Diese Missstände sind Folge einer neolibera-
len Politik, die Verantwortung individuali-
siert.

Um die Ursachen dieser Care-Krise besser 
zu verstehen, haben wir, Student:innen der 
Sozialen Arbeit, in einem Projektseminar an 
der Hochschule die Beschäftigungsverhältnis- 
se in ausgewählten Praxisfeldern untersucht. 
Hierdurch erhielten wir Einblicke in die 
Kinder- und Jugendhilfe, in die Arbeit mit 
Geflüchteten, Wohnungslosen und Menschen 
mit Behinderung. Unsere Beobachtungen 
haben wir entlang der Kategorien: Arbeitszeit, 
Entlohnung, Arbeitsbelastung und Personal-
entwicklung systematisiert, um diese über-
sichtlich und gesammelt mittels eines selbst 
entworfenen Beobachtungsbogens auszu-
werten. Dazu gingen wir in den Praxisstellen 
direkt auf das Personal zu und befragten die 
Menschen hinter den Aufgaben zu den ange-
führten Bereichen.

�� Soziale Arbeit wird  
ökonomisiert und prekarisiert 

Die Soziale Arbeit steht unter Druck. Aus 
unserer Sicht lasten zwei Gewichte auf ihr, 
nämlich Ökonomisierung und Prekarisierung.

Ökonomisierung beschreibt den Prozess, in 
dem die Soziale Arbeit nach und nach an be-
triebswirtschaftliche Standards angepasst wird 
(vgl. zum Folgenden Stapf-Finé/Brodowski 
2013). Sie soll gewinnbringend gestaltet 
werden und möglichst effizient arbeiten, um 
Kosten zu sparen. Denn die Soziale Arbeit 
wird als Dienstleistung betrachtet, die von 
Trägern bzw. Dienstleistern erbracht wird. 
Die Rolle der Kommunen wird auf die von 
Geld- bzw. Auftraggeber:innen reduziert. 
Gleichzeitig werden den Kommunen von 
Bund und Ländern Aufgaben aufgetragen, de-
ren Finanzierung ungeklärt bleibt. Haushalts-
einsparungen führen zu Beschneidungen im 
öffentlichen Raum und im schlimmsten Falle 
zur Schließung öffentlicher Einrichtungen. 
Dies hat unmittelbare Folgen für Beschäftigte 
im sozialen Bereich und deren Klientel sowie 
für das öffentliche Leben in den betroffenen 
Kommunen.

Es kommt so zu einem Wettbewerbs-
verhältnis zwischen den Trägern. Dadurch 
entsteht der Zwang, sich gegenseitig zu 
unterbieten, um möglichst attraktiv für die 
Kostenträger zu erscheinen. In der internen 
Organisation der Träger werden vermehrt 
betriebswirtschaftliche Methoden eingesetzt 
wie Budgetierung und Controlling. Auch das 
Verhältnis zu den Adressat:innen verändert 
sich. Diese werden vermehrt als Klient:innen 
wahrgenommen, die wieder in den Arbeits-
markt eingegliedert werden müssten. Die 
Soziale Arbeit ist daher angehalten, marktkon-
formes Verhalten zu fördern und Personen, 
die hierzu nicht in der Lage sind, auszu-
schließen. Gleichzeitig gewinnen Aspekte des 
Sozialmanagements in der Ausbildung von 
Sozialarbeiter:innen an Wichtigkeit.

Die Ideologie des Neoliberalismus, die 
Heinz Stapf-Finé und Michael Brodowski 
(2013, S. 12) als »Unterordnung des Sozialen 
unter die Ökonomie« definieren, stellt die 
Interessen des Marktes vor die des Sozial-
staates. Während von den Adressat:innen der 

Sozialen Arbeit immer mehr gefordert wird, 
wird es den Sozialarbeiter:innen zunehmend 
erschwert, sie zu fördern. Deutlich wird dies 
zum Beispiel an fehlenden Schutzkonzepten, 
fehlenden Supervisionen und einem generel-
len Fehlen von Stressbewältigungsmaßnah-
men. Darauf kommen wir noch zurück.

Der Kostendruck führt unweigerlich zur 
Prekarisierung innerhalb der Sozialen Arbeit, 
die in den sehr hohen Krankenständen, dem 
zunehmenden Personalmangel und der gro-
ßen Menge an geleisteten Überstunden ihren 
Ausdruck findet. Die Träger befinden sich in 
einer konstanten Finanzierungskrise, während 
gleichzeitig die Probleme im Arbeitsfeld für 
die Beschäftigten zunehmen.

Es ist absehbar, dass es für Sozialarbeite
r:innen immer herausfordernder wird, ihre 
Arbeit nicht nur verantwortungsbewusst, son-
dern auch verantwortungsvoll auszuführen, da 
sie selbst verstärkt Gefahr laufen, in eine hilfs-
bedürftige Lage zu geraten. Ohne Ressourcen 
und Hilfen gegen zunehmende Arbeitsbelas-
tungen wird die Lage der Beschäftigten immer 
prekärer – es folgt schließlich eine Depro-
fessionalisierung. Darunter sind Prozesse zu 
verstehen, bei denen versucht wird, Kosten zu 
sparen, indem Sozialarbeiter:innen fachfremde 
Aufgaben übernehmen wie beispielsweise 
Verwaltungstätigkeiten (Herzog/Bai 2015, 
S. 4). Die eigentlichen Aufgaben der Sozialen 
Arbeit, darunter Beziehungs- und rekonst-
ruktive Fallarbeit, Beratungstätigkeiten und 
das Gewährleisten von Krisendiensten, wer-
den im Gegenzug ausgelagert und an Laien 
abgegeben (vgl. Stapf-Finé/Brodowski 2013, 
S. 30). Ehrenamtliche, nicht voll ausgebildete 
Student:innen oder Praktikant:innen stellen 
eine günstige Alternative zu professionellen 
Kräften dar und können augenscheinlich 
in vielen Bereichen eingesetzt werden. Die 
Konsequenz ist eine Qualitätsminderung 
der Arbeit, unter der in erster Linie die 
Adressat:innen leiden. Ohne professionelle 
Ausbildung können angehende Fachkräfte 
in vielen Situationen nicht angemessen han-
deln und stützen sich meist auf persönliche 
Lebenserfahrungen statt auf fundiertes Fach-
wissen.

�� Arbeitsverdichtung:  
Das schaffst du auch alleine

Bei den meisten untersuchten Einrichtungen 
gewannen wir den Eindruck, dass die Perso-
nalbemessung nicht der anfallenden Arbeit 
entsprach. Ein Kommilitone dokumentierte 
nach dem Tod einer pädagogischen Leitungs-
person massive Überlastung im Team bis hin 
zum Burnout. »Die Geschäftsleitung hat es 
für mehrere Monate nicht für nötig gehalten, 
eine neue Projektleitung zu finden«, berich-
tete er. Zwar verfügten viele der untersuchten 
Einrichtungen über genügend Personal, doch 
die meisten Sozialarbeiter:innen, in einer Ein-
richtung sogar alle, waren in Teilzeit beschäf-
tigt und bewältigten die anfallende Arbeit vor 
allem durch Überstunden.

Bei einer Sitzung des »Solitreff Neukölln«, 
in dem sich Sozialarbeiter:innen über beruf-
liche Themen austauschen, erfuhren wir, dass 
die hohe Teilzeitquote nicht nur auf freiwillige 
Einzelentscheidungen zurückgeht, sondern 
zugleich eine Taktik der Arbeitgeber sei. Sie 
setzen auf Teilzeit, um Kosten zu senken 
und das erhöhte Arbeitsaufkommen durch 
spontane Überstunden zu kompensieren, die 
üblicherweise durch freie Tage ausgeglichen 
werden.

Diese Situation scheint in den meisten Ein-
richtungen zum Alltag geworden zu sein. Be-
sonders leiden unter ihr Sozialarbeiter:innen, 
die wegen unterbezahlter Fachleistungsstun-
den oder nicht bezahlter Überstunden ohne-
hin finanzielle Schwierigkeiten haben. Die 
stetige Arbeitsverdichtung macht es schwierig, 
auf unvorhersehbare Notlagen reagieren zu 
können.

Die Folgen eines solch unsicheren Arbeits-
verhältnisses und der entgrenzten Arbeitszeit 
sind eine erhöhte psychische und physische 
Belastung, die es den Beschäftigten erschwert, 
Careaufgaben, Freizeit und Beruf miteinan-
der zu vereinbaren. Dies deckt sich mit den 
Ergebnissen aus der Fachliteratur (vgl. Hipp/
Kelle/Quart 2017, S. 203). Studien belegen, 
dass die Anzahl an Teilzeitbeschäftigung in 
der Sozialen Arbeit deutlich über dem Durch-
schnitt liegt (vgl. Henn u.a. 2017, S. 37).

Die Arbeitsbelastung nahmen wir in fast 
allen Einrichtungen als sehr hoch wahr. Viele 
Beschäftigte schienen zusätzliche Aufgaben 
aus Verantwortungsgefühl gegenüber ihren 
Klient:innen bewusst in Kauf zu nehmen. 
Laut einer Befragung sieht fast die Hälfte 
(49 Prozent) der in der Kinder- und Jugend-
hilfe Tätigen die täglichen Bedingungen 
als Hindernis für die professionelle Arbeit, 
29 Prozent davon können ihre fachlichen 
Ansprüche nach eigener Auffassung nicht 
erfüllen (Averbeck 2019, S. 120). Oft ist die 
einzige Bewältigungsstrategie unbezahlte 
Mehrarbeit (Trunk/Damke 2014, S. 19).

Trotz der genannten Herausforderungen 
zeigten sich viele Beschäftigte mit ihrer Arbeit 

Soziale Arbeit unter Druck
Ergebnisse eines Praxisprojekts von Studierenden – von Anton Bagdenand, Timo 
Bulgaropulos, Mila Frank, Yannis Grimski, Malak Kayed, Charlotte Kleemann, 
Kauthar Maarouf, Josephine Schumacher, Fabian Sell und Ludwig Stallknecht*

Antipasti

Tarifrunde im Handel  
gestartet
Mehr als 5.000 Beschäftigte streikten am 
15. Mai in über 200 Handelsbetrieben 
bundesweit – bei Edeka, Rewe, Ikea, H&M 
und vielen anderen Unternehmen. Damit 
startete ver.di in die Tarifrunde für den 
Handel, die rund 5,2 Millionen Beschäftig-
te im Einzelhandel sowie im Groß- und 
Außenhandel betrifft. Der Handel ist der 
größte private Wirtschaftssektor für Dienst-
leistungen in Deutschland. 

In der angelaufenen Tarifrunde fordert  
ver.di sieben Prozent mehr Lohn und eine 
überproportionale Erhöhung der Ausbil-
dungsvergütungen bei einer Laufzeit von 
zwölf Monaten. Zudem setzt sich ver.di 
dafür ein, dass die Tarifbindung insgesamt 
gestärkt wird. Denn bisher wenden weit 
über 80 Prozent der Handelsbetriebe kei-
nen Tarifvertrag an. 

Ein besonderes Problem für die Kolle
g:innen im Handel ist die Teilzeitfalle: Fast 
zwei Drittel der Beschäftigten im Einzel-
handel arbeiten in Teilzeit, in Minijobs oder 
als Nebenjobber:innen – viele davon unfrei-
willig. Zahlreiche Einzelhandelsunterneh-
men schreiben kaum noch Vollzeitstellen 
aus, und so hängen die Beschäftigten in der 
Teilzeit fest. Das macht es nicht nur schwer, 
über die Runden zu kommen, sondern 
führt langfristig auch häufig in die Alters
armut. Rund 80 Prozent aller Beschäftigten 
im Handel erreichen keine Bruttomonats-
rente von 1.400 Euro. Ver.di drängt deshalb 
auf mehr Vollzeitbeschäftigung.

Die letzte Tarifrunde 2023/24 zog sich 
mehr als ein Jahr hin (siehe express 
5–6/2024, S. 3/4). Ver.di dürfte großes 
Interesse daran haben, dass es dieses Mal 
schneller zu einem Abschluss kommt. 
Denn besonders langwierige Auseinander-
setzungen sind oft kein Ausdruck von Stär-
ke. Wie der Tarifkonflikt verlaufen wird, 
liegt allerdings nicht allein in der Hand der 
Beschäftigten und ihrer Gewerkschaft.

� Quelle: ver.di
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zufrieden, da sie sie als sinnvoll empfanden 
und das Arbeitsklima gut bewerteten. Sie 
haben sich an die dauerhafte Überlastung 
gewöhnt und nehmen die schlechten Arbeits-
bedingungen dadurch als normal wahr (vgl. 
Averbeck 2019, S. 100). Aus unserer Sicht 
verschärfen neoliberale Narrative diese Ten-
denz. Die daraus resultierende Belastung wird 
dabei von den Betroffenen selten realistisch 
eingeschätzt, was die paradoxe Kombination 
aus hoher Arbeitsbelastung und hoher Ar-
beitszufriedenheit erklärt.

�� Unbezahlte Überstunden und ein 
Gehalt, das nicht zum Leben reicht 

Überstunden sind in der Regel nicht nur 
unvorhersehbar, sie werden häufig durch 
freie Tage ausgeglichen, was die Personalsitu-
ation weiter verschärft. Eine Kommilitonin 
beschrieb es wie folgt an ihrer Praktikums-
stelle: »Überstunden sind üblich, also sehr 
üblich… – und die sind unbezahlt.« Viele 
Fachkräfte waren somit auf zusätzliches Ein-
kommen angewiesen. Manche hatten Neben-
jobs und viele bezogen selbst Sozialleistungen, 
da ihr Gehalt als Sozialarbeiter:innen allein 
nicht für den Lebensunterhalt ausreichte. Be-
sonders häufig war das bei alleinverdienenden 
Elternteilen.

Eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung 
(2024) weist auf ein zweigeteiltes Bild bei der 
Bezahlung hin: Lediglich etwa die Hälfte der 
Beschäftigten im sozialen Bereich wird nach 
dem Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
(TvöD) entlohnt und das überwiegend in 
staatlichen Einrichtungen. Private und freie 
Träger nutzen häufig eigene Tarife, die oft 
unter dem Niveau des TVöD liegen; dabei 
bringt der TvöD im Schnitt 406 Euro mehr 
im Monat. Mit dem TVöD-Abschluss 2023 
wurden immerhin die tariflichen Ost-West-
Unterschiede im Sozial- und Erziehungsdienst 
abgeschafft, allerdings nur für einen Teil der 
Beschäftigten. Sozialarbeiter:innen verdienen 
durchschnittlich 17 Prozent weniger Lohn als 
in vergleichbaren Berufsfeldern (IAB/DRK 
2024). Das liegt unter anderem daran, dass 
Soziale Arbeit immer noch als traditioneller 
»Frauenberuf« angesehen, dieser als »bezahlte 
Care-Arbeit« oft zweitrangig eingestuft und 
dadurch schlechter entlohnt wird.

Eine weitere Beobachtung betraf die Befris-
tung von Arbeitsverträgen. Sparmaßnahmen 
verbreiten Ungewissheit und können sich 
auch in der Menge befristeter Arbeitsverträge 
äußern. Häufig werden Stellen nur auf dieje-
nige Dauer befristet, für die ihre Finanzierung 
sichergestellt ist. Wir fanden heraus, dass acht 
von zehn der untersuchten Einrichtungen mit 
befristeten Arbeitsverträgen arbeiteten – häu-
fig aus finanziellem Zwang heraus.

Trotz dieser in vielen Hinsichten prekären 
Arbeitsbedingungen bleiben viele Fachkräfte 
ihrer Einrichtung über Jahre hinweg treu (vgl. 
Hipp u.a. 2017, S. 197). Das deckt sich mit 
unseren Beobachtungen.

�� Personalentwicklung –  
Fahrlässigkeit statt Arbeitsschutz

Eine gute Personalentwicklung zeigt sich in 
der Sozialen Arbeit vor allem darin, dass das 

Team aktiv fachlich betreut und zum Erhalt 
des Leistungsniveaus weiterentwickelt wird. 
Das kann etwa durch eine sorgfältige Einar-
beitung, Fortbildungen, den Schutz der Be-
schäftigten am Arbeitsplatz und regelmäßige 
Supervisionen erreicht werden.

Ein Erfahrungsbericht von Manuela Meier 
(2023, S. 21ff.) beschreibt, wie Supervision 
in einem von hoher Fluktuation betroffenen 
Team wirken kann – nicht etwa als schnelle 
Lösung, sondern als Prozess, der Stabilität 
schafft und getragen wird von Vertrauen, Teil-
habe und Kontinuität. Supervision lebt von 
der Mitarbeit im Team. Es braucht Führungs-
kräfte, die den Nutzen, die Herangehensweise 
sowie die Grenzen von Supervisionen kennen 
und den Raum für sie schaffen können.

Unsere Auswertung zeigt, dass nur etwa die 
Hälfte der untersuchten Praxiseinrichtungen 
überhaupt eine Supervision anbot. Es stellte 
sich heraus, dass manche der angebotenen 
Supervisionen als nicht hilfreich wahrgenom-
men wurden. Somit fehlte nicht nur in Hin-
blick auf das erwähnte Leistungsniveau die 
Expertise einer erfahrenen Supervisionskraft, 
die mit Fluktuation, verschiedenen Teamgrö-
ßen und Problemlagen umzugehen weiß. Es 
fehlte auch das Bewusstsein, dass ein solcher 
Austausch für den Zusammenhalt und die 
Handlungssicherheit im Team wichtig ist. 
Arbeitgeber sind dazu verpflichtet, auf eine 
Anfrage nach Supervision zu reagieren – aber 
eben nur dann, wenn sie explizit angefragt 
wird. Wenn dieser Austausch nicht von den 
Beschäftigten verlangt wird, bleibt er aus. 
Oder es wird versucht, die Supervision durch 
andere Formen des Austausches wie Team-
sitzungen, Reflexionstage oder informelle 
Zusammenkünfte zu ersetzen, bei denen die 
externe Expertise im wahrsten Sinne des Wor-
tes ausgespart wird.

Zudem beobachteten wir, dass nur eine 
der untersuchten Einrichtungen über ein 
fundiertes Schutzkonzept für die Beschäftig-
ten verfügte und dieses auch kommunizierte. 
Berichte über Unsicherheiten im Arbeitsalltag 
und sogar die Bedrohung der körperlichen 
Unversehrtheit gab es hingegen viele. Dabei 
sind Arbeitgeber verpflichtet, ihrer »Fürsor-
gepflicht« nachzukommen, die sich aus den 
Paragrafen 617 bis 619 BGB ergibt. Diese 
legen fest, dass der Arbeitsplatz nicht krank 
machen darf.

In Hinblick auf die Handlungssicherheit 
am Arbeitsplatz ist das Fehlen eines Schutz-
konzeptes nicht nur kontraproduktiv, sondern 
auch gefährlich. Dessen Relevanz spiegelt 
sich in einer Studie der Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) wider: 54 Prozent der 
Beschäftigten im Sozial- und Gesundheitswe-
sen berichten von verbalen oder psychischen 
Angriffen durch betriebsfremde Personen 
innerhalb eines Jahres (DGUV 2024, S. 3).

Viele Träger veröffentlichen ihre internen 
Schutzkonzepte nicht, aus Sorge vor Kritik 
von außen oder weil sie Betriebsinterna 
enthalten. Dabei kann Transparenz in dieser 
Angelegenheit auch Vertrauen schaffen, so-
wohl bei Klient:innen als auch aufseiten der 
Beschäftigten und der kooperierenden Träger 
oder Vereine. Die »Stiftung St. Franziskus« 
etwa verfolgt einen basisdemokratischen An-
satz: Schutzkonzepte werden dort gemeinsam 
mit Beschäftigten aus allen Bereichen stetig 

weiterentwickelt (Friedrichson u.a. 2024, 
S. 60/61).

�� Soziale Arbeit für  
gesellschaftliche Teilhabe

Die Arbeitsbedingungen in der Sozialen Ar-
beit sind in vielerlei Hinsicht herausfordernd 
und oft prekär. Ein zu geringer Personal-
schlüssel, Teilzeitbeschäftigung, unbezahlte 
Überstunden und eine unzureichende Entloh-
nung trotz hoher Arbeitsbelastung sind in der 
Sozialen Arbeit keine Einzelfälle, sondern weit 
verbreitet. Die strukturellen Ursachen sind 
in erster Linie in der Prekarisierung und Öko-
nomisierung des Feldes zu suchen, aus denen 
in der Tendenz eine Deprofessionalisierung 
resultiert.

Frauen, Alleinerziehende und mehrfach 
marginalisierte Gruppen sind hiervon in 
besonderem Maße betroffen. Der hohe 
Krankenstand, fehlende Supervisionen oder 
Schutzkonzepte für die Beschäftigten und die 
oft unzureichenden tariflichen Bedingungen 
werfen die grundsätzliche Frage auf, wie unter 
solchen Bedingungen professionelle Soziale 
Arbeit aufrechterhalten werden kann.

Dabei gäbe es Möglichkeiten, die beschrie-
benen Herausforderungen zu bewältigen und 
strukturelle Verbesserungen anzustoßen: 

zz Fairer Lohn und verbindliche Tarifverträge 
für alle Sozialarbeiter:innen,
zz Stärkere Orientierung an der Lebensrealität 

der Beschäftigten – mehr selbstbestimmte 
Arbeitszeiten, ein realistischer Personal-
schlüssel sowie ein stabiles Finanzierungs-
modell statt einer unsicheren Projektfinan-
zierung,
zz Mehr Fördermittel für Fort-, Aus- und Wei-

terbildungen,
zz Einführung und Durchsetzung von Min-

deststandards für eine erfolgreiche Personal-
entwicklung (durch angemessene Rechts-
aufklärung, gesundheitsfördernde Maßnah- 
men, Diversitätsstrategien oder allein die 
konkrete Erfassung der Arbeitszeiten), 
zz Forschungslücken durch Langzeiterhebun-

gen zu den Arbeitsbedingungen füllen.

Unsere Forderungen richten sich an die Poli-
tik und die Träger: Soziale Arbeit darf nicht 
als reine Systemerhaltungsmaßnahme verstan-
den werden und schon gar nicht als bloßes In-
strument, um Menschen in den Arbeitsmarkt 
einzugliedern. Stattdessen muss sie als Motor 
für soziale Gerechtigkeit und Inklusion wir-
ken. Dafür braucht es eine Politik, die nicht 
durch Sparzwänge und Effizienzlogik be-
stimmt ist, sondern die Rahmenbedingungen 
schafft, um echte gesellschaftliche Teilhabe 
und Chancengleichheit zu ermöglichen. 

*  Wir sind eine Gruppe junger Studierender der Sozialen 
Arbeit, denen die Profession und die Funktion des sozia-
len Bereichs sehr am Herzen liegen. Mit der Forschung 
und Aufklärung über die Missstände in dem Feld möch-
ten wir Anreize schaffen, die Bedingungen für das Fach-
personal und dessen Klientel zu verbessern sowie gleich
zeitig für mehr sozialen Zusammenhalt in unserer  
Gesellschaft sorgen zu können.
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B ei seiner Rede auf dem DGB-Bundeskon-
gress am 12. Mai bemühte sich Friedrich 

Merz darum, die Delegierten auf eine »der 
tiefgreifendsten Reformen unseres Sozialstaa-
tes« einzustimmen. Diese sei notwendig, um 
»unseren Wohlstand langfristig (zu) erhalten«. 
Es sei erforderlich, dass »alle mittun«, »ihren 
Beitrag leisten« und bereit seien, »Verlust und 
Gewinn mit einem Blick auf das Wohl des 
Ganzen unseres Landes abzuwägen«. Neben 
Einsparungen bei der gesetzlichen Kran-
kenversicherung warb Merz für die geplante 
Reform der Rentenversicherung, die einen 
Ausbau der kapitalgedeckten Säulen der Al-
terssicherung vorsieht, und einen »Gewinn  
für alle« darstelle.

�� Der Ausbau ökonomischer Bildung

Für tiefgreifende politische Reformen müssen 
auch wirklich »alle mittun«. Die Schule im 
Allgemeinen und die sozialwissenschaftliche 
bzw. politische Bildung im Besonderen sind 
dafür wichtige Hebel der Einflussnahme. Sie 
sind gesellschaftliche Kampffelder, auf denen 
Akteure um die Vermittlung von Weltdeu-
tungen, Werten und Formen der Bearbeitung 
oder der Akzeptanz der vorherrschenden Zu-
stände ringen.

Karin Prien (CDU), Bundesministerin für 
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, besetzt eine wichtige Position, von der 
aus sie in diesen Kampf mit der Absicht der 
Verallgemeinerung von Kapitalinteressen ein-
greift. Teil dessen ist die Förderung ökonomi-
scher Bildung. Im Interview mit der Fachzeit-
schrift Forum für finanzielle und ökonomische 
Bildung adelt sie finanzielle Bildung als »Teil 
der Grundbildung«. Sie sichere unter anderem 
eine gut begründete Entscheidungsfindung 
hinsichtlich der eigenen Altersvorsorge.

Ein weiteres Standbein der ökonomischen  
Bildung sieht Prien daneben in der »Ent-
repreneurship Education«, also der unter-
nehmerischen Bildung, die beabsichtigt, das 
unternehmerische Denken und Handeln von 
Schüler:innen zu fördern. Schließlich soll 
auch die Berufsorientierung »als ein entschei-
dender Hebel gegen den Fachkräftemangel« 
ausgebaut werden. Prien propagiert also 
ein weites Spektrum individualistischer Bil-
dungsansätze, die gesellschaftliche Probleme 
entpolitisieren und pädagogisieren. Ihre Lö-
sung wird den vereinzelten Lohnabhängigen 
auferlegt.

Aufgrund der bildungspolitischen Auto-
nomie der Bundesländer verfügen Prien und 
die Bundesregierung nur über eingeschränkte 
Möglichkeiten der unmittelbaren Einfluss-
nahme auf die Schulpraxis. Dementspre-
chend sieht Prien in der »Frühstart-Rente« 

besonderes Potenzial, um die Finanzbildung 
zu stärken und junge Menschen an den 
Kapitalmarkt heranzuführen. Laut dem SPD-
geführten Bundesfinanzministerium sollen 
mit der Frühstart-Rente junge Menschen ein 
Startkapital von monatlich 10 Euro für ihre 
private Altersvorsorge erhalten. Sie soll »Kin-
der und Jugendliche bereits früh im Leben 
mit den Chancen des Kapitalmarkts vertraut« 
machen, wie das Ministerium auf seiner Web-
site schreibt.

Eine besondere Priorität in der Arbeit des 
Bildungsministeriums räumt Prien zudem 
der Förderung der Forschung zur finanziellen 
Bildung ein, für die das Ministerium bis 2029 
28 Millionen Euro bereitstellen will. Davon 
erhofft sich Prien, so sagte sie im erwähnten 
Interview mit dem Forum für finanzielle 
und ökonomische Bildung, einen »kraftvollen 
Impuls für die finanzielle Bildung in Deutsch-
land«.

�� Ökonomisierung des Schulwesens

Priens Ideen sind gar nicht so neu; sie sind 
vielmehr Ausdruck einer andauernden Öko-
nomisierungstendenz des Schulwesens. In 
Inhalt und Form wird es an die Bedürfnisse 
der Wirtschaft angepasst. Hinsichtlich der Fä-
cherstruktur lässt sich diese Ökonomisierung 
an der Schaffung von bzw. dem andauernden 
Lobbying für ein eigenständiges Fach »Wirt-
schaft und Finanzen« nachvollziehen. Unter-
nehmen und unternehmensnahe Stiftungen 
nehmen über die kostenfreie Bereitstellung 
von Unterrichtsmaterialien zudem Einfluss 
auf die Lehrinhalte.

Dagegen ist schon heute politische Bildung 
nur unzureichend auf den Stundentafeln ver-
treten. Die Lehrpläne der sozialwissenschaftli-
chen Fächer sehen zudem häufig vor, dass die 
Perspektive von Unternehmen eingenommen 
wird; vernachlässigt wird jene der Lohnab-
hängigen oder sozialer Bewegungen. Formen 
gesellschaftlicher Arbeitsteilung, segregierte 
Arbeitsmärkte oder der Widerspruch von 
Kapitalismus und Demokratie werden nicht 
thematisiert. In den Lehrplänen allgemeinbil-
dender Schulen lässt sich zudem eine Aufwer-
tung der Berufsorientierung beobachten.

�� Ökonomisierung der Bildung  
als Entdemokratisierung 

Die Ökonomisierungstendenzen des Schul
wesens sind gleichzeitig Prozesse der Entde-
mokratisierung. Die angestrebte politisch 
passivierende und unternehmerisch aktivie-
rende Einpassung in die Erfordernisse der 
post-wohlfahrtsstaatlichen Gesellschaft stehen 

in schroffem Gegensatz zum Anspruch, dass 
die Schule ein Lernort für Demokratie sein 
soll. Die grundlegende Umgestaltbarkeit der 
Verhältnisse sowie die direkte, kollektive und 
interessengeleitete Einflussnahme junger 
Menschen spielen kaum mehr eine Rolle. 
Vielmehr wird die Abhängigkeit der vereinzel-
ten Marktsubjekte von den Erfordernissen der 
Kapitalakkumulation als alternativlos darge-
stellt. Das Lernen über 
gesellschaftliche Herr-
schaftsverhältnisse, 
Klassenwidersprüche 
und -auseinanderset-
zungen wird durch 
betriebswirtschaftliche 
Instruktion ersetzt, 
die die Beschäfti-
gungsfähigkeit von 
Schüler:innen in den 
Mittelpunkt rückt. 
Auf diese Weise wird 
aus der vermeintlichen 
»Mitte« der Gesell-
schaft heraus eine 
gesellschaftliche Entso-
lidarisierung forciert.

Der weitere Ausbau 
ökonomischer Bildung 
in der Schule wäre 
auch deshalb fatal, weil 
er in direkter Rivalität 
mit einer potenziell 
gesellschaftskriti-
schen Bildung steht. 
Angesichts knapper 
Stundenkontingente 
ist die Diskussion um 
ein Fach Wirtschaft 
immer mit der For-
derung verbunden, am Umfang der sozial-
wissenschaftlichen bzw. politischen Bildung 
zu sparen. Die Vermittlung von Werten, 
Kompetenzen und Weltdeutungen folgsamer 
Wirtschaftsbürger:innen unterbindet also 
gleichzeitig das Ausbilden von Fähigkeiten, 
eben diese als verallgemeinerte Kapitalinteres-
sen zu durchschauen.

�� Der Kapitalismus als  
Gegenstand kritischer 
polit-ökonomischer Bildung

Was von den Treiber:innen und Profiteur: in- 
nen dieser Ökonomisierung nicht in Frage ge-
stellt wird, ist das kapitalistische Gesellschafts-
system. Dazu aber gäbe es reichlich Anlass: 
Das Deutsche Schulbarometer 2025/2026 hat 
erhoben, dass etwa ein Viertel der befragten 
Schüler:innen unter einem hohen psychischen 
Belastungserleben leidet. 26 Prozent der 
Befragten berichten über eine geringe Le-
bensqualität. Besonders betroffen sind jeweils 
junge Menschen aus Familien mit sehr niedri-
gem Einkommen. 

In der Shell Jugendstudie 2024 beschrei-
ben 51 Prozent der Befragten, dass sie einen 
Kontrollverlust erleben. Das passiert vor dem 
Hintergrund von Ängsten, angesichts diverser 
gesellschaftlicher Krisenprozesse: Junge Men-
schen sorgen sich unter anderem vor Krieg in 
Europa (81%), steigender Armut (67%), so
zialer Ungleichheit (63%), Umweltverschmut-
zung (64%) und dem Klimawandel (63%).

Eine kritische polit-ökonomische Bildung 
greift diese Phänomene auf und macht das 
Leiden am, Konflikte im und Krisen des Kapi-
talismus zu Ausgangspunkten von Bildungs-
prozessen. Sie macht die gesellschaftlichen 

Strukturen, die ursächlich für jene Probleme 
sind, zugänglich und nimmt ihre Gestalt-
barkeit und Demokratisierungsbedürftigkeit 
in den Blick. Kritische polit-ökonomische 
Bildung untersucht, wie politische und öko-
nomische Akteure ihre Partikularinteressen 
als Gemeinwohl darstellen und analysiert 
die gesellschaftlichen Grundlagen politischer 
Projekte. Sie befähigt zur interessengeleiteten 

Intervention in politische Konflikte und zum 
Aufbau solidarischer Praxisformen.

Eine solche kritische polit-ökonomische 
Bildung ist das Gegenmodell zur angeblichen 
Alternativlosigkeit des Marktes, der Akzeptanz 
eigener Ohnmacht und dem Rückzug auf 
die individuelle Krisen- und Altersvorsorge. 
Stattdessen diskutiert und entwickelt sie de-
mokratische Gegenvorschläge zu strukturell 
undemokratischen kapitalistischen Produk
tionsverhältnissen.

�� Kritische polit-ökonomische  
Bildung ausbauen

Der affirmativen und harmonisierenden Per- 
spektive ökonomischer Bildung sollten jene, 
die am Anspruch gesellschaftlicher Demo-
kratisierung festhalten, eine kritische polit-
ökonomische Bildungspraxis entgegensetzen. 
Die Schwächen der Schule sind auch ein 
Auftrag an die Gewerkschaften: Sie sollten ihr 
eigenes Bildungsangebot ausbauen, in dem 
bestenfalls jene kritische polit-ökonomische 
Bildung nachgeholt wird, die in der Schule zu 
kurz kommt.

Allerdings kann gewerkschaftliche Bildung 
kein Ersatz sein für die schulische – schon 
deshalb, weil man in der Schule Jahre seines 
Lebens zubringt. Nicht umsonst ist sie ein so 
beliebtes Betätigungsfeld der Kapitalseite – ihr 
dieses Feld zu überlassen, würde nicht folgen-
los bleiben.

*  Malte Suhr ist wissenschaftlicher Projektmitarbeiter im 
Fachgebiet Didaktik der politischen Bildung an der Uni-
versität Kassel. Seine jüngst bei transcript unter dem Titel 
»Kritische polit-ökonomische Bildung. Konzeptionelle 
Grundrisse für den sozialwissenschaftlichen Unterricht im 
Kapitalismus« erschienene Dissertation kann kostenlos 
heruntergeladen werden.

Ökonomische Bildung oder Befähigung zur 
Demokratisierung der Gesellschaft?
Die Schule als Kampffeld in Zeiten autoritärer gesellschaftlicher Stabilisierung – von Malte Suhr*
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J eder Versuch, ein durch die Mitarbeite
r:innen selbstorganisiertes Unternehmen zu 

gründen, das nicht mehr der Pofitlogik folgt, 
braucht ein juristisch wasserdichtes Konstrukt. 
Die Initiative »Deutsche Wohnen & Co Ent-
eignen« (DWE) wird in Kürze das Konzept 
einer föderal aufgebauten Anstalt öffentlichen 
Rechts zur Diskussion stellen, inklusive einer 
Rätestruktur der organisierten Nutzer:innen. 
Über diese und andere rechtliche Rahmenbe-
dingungen hat Rupay Dahm einen »Praxis-
leitfaden für selbstorganisierte Unternehmen« 
geschrieben, in dem er eine Antwort auf die 
Frage finden will, wie sich ein Unternehmen 
auf demokratische Weise so organisieren 
lässt, dass es »wirtschaftlich gut funktioniert, 
aber auch den emanzipatorischen Zielen von 
Gleichberechtigung, Herrschaftsfreiheit oder 
Antikapitalismus gerecht wird« (S. 10).

�� Ohne Chefs macht‘s mehr Spaß, 
jedenfalls meistens

Dahm interessiert sich für Kollektivbetriebe 
vor allem deshalb, weil sie ein Arbeiten ohne 
Frust, Stress und andere aus der »normalen« 
Arbeit bekannten psychischen Deformationen 
erlaubten; flache Hierarchien, geringe Lohn-
differenzen zwischen Manager:innen und Be-
schäftigten und eine weitgehende Mitbestim-
mung würden dies verhindern können. Ohne 
Chefs zu arbeiten fühle sich einfach besser an. 
Diese »arbeits- und organisationspsychologi-
sche« (S. 11) Sicht bestimmt dann auch den 
Hauptteil seines Buchs, in dem er Vor- und 
Nachteile, Gefahren und Erfolgsmöglich-
keiten von herrschafts- und hierarchiefreien 
Kollektivbetrieben diskutiert. Wir erfahren 
etwas über verschiedene Wege der Kapitalbe-
schaffung, über den Umgang mit Gewinnen 
und Verlusten, über Vor- und Nacheile von 
Einheitslöhnen, darüber, wer Mitglied des 
Kollektivs werden darf und wer nicht, über 

Hierarchien und Konsensverfahren, über 
Selbstausbeutung und Gruppendruck, über 
die Art und Weise von Entscheidungsfindun-
gen und wie sich ein schleichender Verfall des 
Selbstverwaltungscharakters verhindern ließe 
(S. 120–355).

Denn dass Kollektivbetriebe nicht nur ein 
hohes Maß an Selbstausbeutung verlangen, 
sondern – wie die Praxis zeige – nicht selten 
auch die anfängliche kollektive Mitspra-
che der wiedergewonnenen Macht einer 
Führungsgruppe weichen kann, ist Dahm 
hinlänglich bekannt. Sein »Praxisleitfaden« 
ist voller Hinweise, wie sich solche Gefahren 
vermeiden oder wenigstens reduzieren ließen, 
wie Plena so organisiert werden, dass sie 
jeden mitnehmen, und wie eine Kultur der 
Wertschätzung das Klima im Unternehmen 
bestimmen könnte. Über allem stehe die Zu-
friedenheit der Mitarbeiter:innen; wenn diese 
sich für mehr Führungsmacht entschieden 
und sich wohl dabei fühlten, dann sei das  
zu akzeptieren (S. 536).

Der Autor nennt Beispiele einer gelun-
genen Unternehmensführung, darunter das 
Management-Konzept »New Work«, das 

im Kern darauf beruht, die Organisation 
der Arbeit in einem Unternehmen so zu 
gestalten, dass kein Druck auf Beschäftigte 
ausgeübt wird und keine Bestrafung die Lust 
am Arbeiten nimmt. Wenn Menschen ihre 
Arbeit als sinnvoll und erfüllend erleben, 
brauche es, so Dahm, keine »extrinsische 
Motivation« über Belohnung oder Strafe, die 
»intrinsische Motivation« trete an ihre Stelle 
(S. 305–307). Eine solche positive Beschrei-
bung der Eigenmotivation der Beschäftigten 
ist etwas irritierend, erinnert sie doch stark 
an Unternehmensstrategien der 1990er Jahre, 
als Unternehmen versuchten, über »Grup-
penarbeit« die Arbeitsmotivation respektive 
Arbeitsleistung zu steigern. Und gegenwärtig 
erfreuen sich, wie Hermann Bueren schreibt, 
die sogenannten agilen Arbeitsmethoden mit 
ihren flachen Hierarchien, eigenverantwort-
lichen Entscheidungen im Kollektiv, Selbst-
organisation und Selbstkontrolle bei einigen 
Unternehmen großer Beliebtheit (siehe express 
2–3/2026, S. 9). Mag sein, dass das Arbeiten 
in einem solchen Betrieb mehr Spaß macht, 
Dahms Einschätzung, dass es »Vorboten« 
einer antikapitalistischen Entwicklung seien, 
kann ich nicht folgen (S. 494).

�� Kollektivbetrieb ist nicht  
gleich Kollektivbetrieb

Die vielen praktischen Tipps, namentlich zu 
den verschiedenen Rechtsformen, sind eine 
Fundgrube für alle, die einen selbstverwal-
teten Betrieb gründen wollen (S. 387–473). 
Wie gut die juristische Struktur eines selbst-
verwalteten Betriebes überlegt sein will, um 
Bestand zu haben, hat Christiane Mende am 
Beispiel der Betriebsübernahme der Glas-
hütte Süßmuth durch die Belegschaft in den 
1970er Jahren eindrucksvoll gezeigt1 (siehe 
express 8/2025, S. 12). Anders als Mende, die 
den emanzipatorischen Gehalt solcher Kol-
lektivbetriebe vor allem im Lernprozess der 
Beteiligten und einem gewachsenen Selbstbe-
wusstsein gegenüber der bisherigen Unterneh-
mensleitung sieht, hat bei Dahm die Mit- 
arbeiterzufriedenheit Priorität.

Diese Orientierung auf die mentale Ge-
sundheit und Zufriedenheit der Beschäftigten 
hat ihren Preis: Denn über dem »Wie« entfällt 
bei Dahm weitgehend die Frage danach, 
»Was« produziert wird; nur acht Seiten des 
Buchs sind dem Thema »Demokratische Pro-
duktentwicklung« gewidmet (S. 379–387). 
Vor allem kommt der Gedanke zu kurz, wer 
von der hohen Arbeits- und Leistungsbe-
reitschaft in einem solchen privaten Unter-
nehmen letztlich profitiert. Im von Dahm 
angeführten »New Work«-Konzept – das 
»neue Schlagwort in den Management-Ab-
teilungen«, wie Gerhard Klas es nennt – wird 
damit geworben, dass flexible Arbeitsmodelle 
sowie die sinnstiftende Gestaltung der eigenen 
Arbeit eine Win-Win-Situation seien, von der 
das Kapital profitiere.2

Dahm bemerkt richtigerweise, dass 
genossenschaftliches Eigentum »nach wie 
vor privat und nicht vergesellschaftet« ist, 
demgegenüber aber die Commons-Bewegung 
»für ein Gegenkonzept zum Privateigentum 
an Ressourcen« stehe (S. 110). Dennoch 
scheinen sie ihm gleichermaßen gut geeignet, 
das »bestehende Wirtschaftssystem in Frage« 
zu stellen (S. 525). Im Abschnitt »Commons-
bewegung versus Kollektivbetriebe« heißt 
es sogar: »Beide Bewegungen haben eine 
ähnliche politische Stoßrichtung: Praxen der 
Selbstbestimmung als Alternative zu kapitalis-
tischen Verwertungsstrukturen zu etablieren« 
(S. 365f ). Die schwierige Frage nach einer 
Struktur jenseits der staatlichen und der priva-
ten Verfügung, die viele Praktiker:innen einer 

Gemeinwirtschaft, darunter auch die Initia-
tive DWE, umtreibt, hat also keine politische 
Relevanz? Ich halte diese fehlende Differenzie-
rung der verschiedenen Eigentumsformen für 
die aktuelle Debatte über neue Formen von 
Vergesellschaftung nicht sehr hilfreich.

�� Gewerkschaften  
und Selbstverwaltung

Im Kapitel »Gewerkschaften und ihre Bedeu-
tung für demokratische Betriebe« (S. 57–79) 
beschreibt Dahm ein eher gespaltenes Verhält-
nis von Gewerkschaften und selbstverwalteten 
Betrieben. Die Gewerkschaften würden sich 
hier in einem Interessenkonflikt befinden, 
denn die »soziale Basis der Gewerkschaften 
besteht aus den Arbeiter*innen herkömm-
licher Chef*innenbetriebe, nicht selbstver-
walteten Unternehmen. Die Befürchtung ist, 
dass Gewerkschaften mit der Förderung von 
genossenschaftlichen Betrieben ihre eigene 
Basis unterminieren könnten.« (S. 59 f.) 
Zudem würden Gewerkschaften Kritik an 
der hohen Identifikation mit der Arbeit als 
Folge der Doppelrolle als Arbeitende und als 
Unternehmer:innen üben; sie führe oft zu 
Lohnverzicht und schlechten Arbeitsbedin-
gungen. Umgekehrt befürchteten Kollektivbe-
triebe, Gewerkschaften könnten Belegschaften 
spalten; andere wiederum, Gewerkschaften 
würden ihre utopische Vision der Selbstver-
waltung nicht wirklich mittragen wollen. Der 
gewerkschaftliche Kampf um ein paar Pro-
zente Lohnerhöhung greife zu kurz.

Wie Dahm aus seinen Erfahrungen mit 
Kollektivbetrieben weiß, würden dort jedoch 
dringend Interessenvertretungen, bevorzugt 
gewerkschaftliche, gegenüber Vorstand und 
Geschäftsleitung benötigt, da diese in erster 
Linie den unternehmerischen Blick hätten. 
Auch in einem Kollektivbetrieb seien »Ge-
waltenteilung« und »verteilte Konfliktrollen 
gegen Selbstausbeutung und Allmendeprob-
lem« (S. 68) probate Mittel, den Selbstverwal-
tungscharakter zu erhalten. In den Genossen-
schaften der spanischen Mondragón-Gruppe 
wurden darum »Sozialkomitees« eingerichtet, 
um die Interessen der Mitarbeiter:innen 
gegenüber dem gewählten Leitungspersonal 
vertreten zu können. Diese »Sozialkomitees« 
hätten in etwa die Funktion von Betriebsrä-
ten, also nur eine eingeschränkte Durchset-
zungskraft. Inzwischen ist die nordamerika-
nische Gewerkschaft United Steelworkers bei 
Mondragón mit Gewerkschaftsausschüssen 
vertreten und strebt einen Tarifvertrag an, den 
die gewerkschaftlich Organisierten mit der 
gewählten Führung der Genossenschaft auszu-
handeln hätten (S. 75 f.).

Eine positive gewerkschaftliche Rolle in 
deutschen selbstverwalteten Kollektivbe-
trieben spiele die »Freie Arbeiterinnen- und 
Arbeiter-Union« (FAU). Dahm schildert 
die harten Auseinandersetzungen, die sie im 
Berliner Club »SO 36« führen musste, wo 
die Selbstverwaltungsstrukturen langsam 
erodierten und sich eine gewerkschafts- und 
betriebsratsfeindliche Stimmung ausbreitete 

(S. 62 f.). Mit ihrem antikapitalistischen, 
basisdemokratischen Anspruch steht die 
FAU für eine Vertretungsstruktur, die dem 
Anliegen des Autors sehr entgegenzukommen 
scheint. Ausführlich beschreibt er die Union 
Coop-Föderation, einen aus der FAU heraus 
gegründeten Verbund von Kollektivbetrieben, 
der basisdemokratische Selbstverwaltungen 
vor Erosion schützen und schlechte Arbeitsbe-
dingungen und Selbstausbeutung vermeiden 
helfen will (S. 66 f.). Diese Hochschätzung 
der FAU durch einen Juristen, dem wohl kein 
fehlender Realitätssinn unterstellt werden 
kann, sollte unser Interesse an der Arbeit die-
ser syndikalistischen Gewerkschaft wecken.

Die Distanz der DGB-Gewerkschaften zu 
selbstverwalteten Kollektivbetrieben, die von 
ihnen eher als Nischenprojekte verstanden 
werden, ist groß – und die Hochzeiten ge-
werkschaftseigener Genossenschaften längst 
vorbei. Der Grund für das fehlende Interesse 
wird meist in der »traumatischen Erfahrung« 
gesucht, die die westdeutschen Gewerkschaf-
ten mit den skandalösen Zusammenbrüchen 
des Wohnungsbaukonzerns »Neue Heimat« 
und des Handelskonzerns »Coop AG« ge-
macht haben. Allerdings, so Dahm an die 
Adresse der Gewerkschaften gerichtet, »hätte 
man aus den Skandalen auch andere Lehren 
ziehen können, etwa die Forderungen nach 
mehr Transparenz, weniger Hierarchie und 
übersichtlichen, demokratischen Strukturen« 
(S. 79). Denn Genossenschaften seien nicht 
per se demokratisch; es brauche Lobbyarbeit, 
politische Bildung, Experimentierfreude, aber 
auch die Suche nach neuen Rechtsformen, 
mit deren Hilfe sich das Demokratiedefizit 
reduzieren ließe. Dahm macht im letzten Ab-
schnitt seines Buches einige solcher Reform-
vorschläge (S. 533–545).

Rupay Dahm will die aus der Mode ge
kommene Selbstverwaltung aus der gesell-
schaftlichen Nische holen, zur Normalität 
werden lassen und nicht tatenlos zusehen, wie 
sich Gewerkschaften auf Tarifkämpfe in »nor-
malen« Unternehmen zurückziehen. »Wieso 
fordern Gewerkschaften so selten Wirtschafts-
demokratie und Selbstverwaltung?«, fragt er 
(S. 57). Ja, warum eigentlich?

*  Renate Hürtgen ist Historikerin, im AK Geschichte 
sozialer Bewegungen Ost-West, im Haus der Demokratie 
und Menschenrechte sowie in verschiedenen Basisgruppen 
aktiv. Sie schreibt seit 35 Jahren für den express.

Anmerkungen:
1	 Christiane Mende: Spur der Steine. Die Selbstverwal-

tung der Glashütte Süßmuth und der Niedergang der 
bundesdeutschen Mundglasbranche 1969–1989, Bie-
lefeld 2023.

2	 Vgl. Gerhard Klas: »Demokratie beginnt im Betrieb«. 
Rupay Dahm über Eigentum, Verantwortung und die 
Kontrolle über das eigene Leben, Blog der Stiftung 
Menschenwürde und Arbeitswelt, November 2025.

Betriebe in Selbstverwaltung nehmen
Rupay Dahm setzt ein vergessenes Thema auf die politische Tagesordnung – von Renate Hürtgen*

Rupay Dahm: »Selbstbestimmt arbeiten, 
Betriebe demokratisieren.  

Ein Praxisleitfaden für selbstorganisierte 
Unternehmen«,  

Oekom Verlag, 2. Auflage 2026,  
ISBN: 978–3-98726–127-5,  

564 Seiten, 42 Euro.
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Mit einem 13-tägigen landesweiten 
Streik hat die Bildungsgewerkschaft 
der Mongolei eine bisher unbekannte 
Mobilisierung von Mitgliedern und 
Nichtmitgliedern erreicht. Mit Tsogt-
gerel Zambal, dem Präsidenten der 
Föderation der mongolischen Bildungs- 
und Wissenschaftsgewerkschaften 
(FMESU), sprach Christoph Wälz.

Christoph Wälz: Wie ist das öffentliche Schul-
wesen in der Mongolei strukturiert? Welche 
Berufsgruppen organisiert Ihr?

Tsogtgerel Zambal: Die Schulen sind in 
eine fünfjährige Primarstufe, eine vierjährige 
Mittelstufe und eine dreijährige Oberstufe 
gegliedert. Die Schulstufen sind nicht auf 
verschiedene Schulen aufgeteilt. Alle Stufen 
sind in einem Gebäude untergebracht und die 
Schüler:innen bleiben von der ersten Klasse 
bis zum Schulabschluss in einem Klassen
verband.

In der Vorschulbildung – also in den 
Kindergärten – lernen die Kinder von zwei 
bis fünf Jahren. In der Vergangenheit wurden 
die Vorschulklassen wegen geburtenstarker 
Jahrgänge ausgebaut. In der Folge wird bis 
2030 die Zahl der Kinder in der Mittelstufe 
zunehmen. Dort haben wir jetzt sehr große 
Klassen. In den Kindergärten arbeiten sowohl 
eine Lehrkraft als auch eine Pädagogische 
Assistenzkraft in jeder Gruppe. In der Primar-
stufe und in der Mittelstufe haben wir keine 
Pädagogischen Assistenzkräfte, dort arbeiten 
nur Lehrkräfte.

C. W.: Welche Rolle spielt Eure Gewerkschaft  
im Bildungswesen?

T. Z.: Wir verteidigen die Arbeitsrechte der 
Lehrkräfte und des Pädagogischen Assistenz-
personals, insbesondere hinsichtlich ihres 
Gehalts. Wir führen dazu auf der zentralen 
Ebene Verhandlungen und haben Verträge 
mit dem Minister für Bildung und Wissen-
schaft abgeschlossen. Es geht aber auch um 
die Arbeitsbedingungen, so kämpfen wir etwa 
gegen den Lehrkräftemangel. Verglichen mit 
anderen öffentlichen Beschäftigten ist das 
Entgelt von Pädagog:innen ziemlich gering. 
So erhielten Lehrkräfte vor unserem Streik ein 
Basisgehalt von etwa 1,4 Millionen Mongo-
lischen Tugrik (MNT, etwa 330 Euro), Päda-
gogische Assistenzkräfte erhielten weniger als 
eine Million MNT (etwa 240 Euro), während 
zum Beispiel Busfahrer:innen mit 3,5 Millio-
nen MNT (etwa 840 Euro) deutlich darüber 
liegen.

C. W.: In den Berichten über Euren Streik 
wurde immer wieder die hohe Arbeitsbelastung 
beklagt.

T. Z.: Die Arbeitsbelastung der Lehrkräfte 
ist auf dem Land und in den Städten unter-
schiedlich hoch. Viele Menschen ziehen in 
die Städte, deshalb wächst die Klassengröße 
dort stark an. In einigen Schulen sind in den 
Klassen 50 bis 60 Schüler:innen. Lehrkräfte 
sind zu wöchentlich 19 Unterrichtsstunden 
verpflichtet. Das soll zusammen mit der Un-
terrichtsvorbereitung und anderen Tätigkeiten 
40 Stunden ergeben. Tatsächlich arbeiten 
Lehrkräfte jedoch weitaus mehr. Laut Gesetz 
dürfen eigentlich maximal 35 Schüler:innen 
in den Klassen sein. Wenn viel mehr Kinder 
in den Klassen sind, führt das automatisch zu 
mehr Arbeitsstunden.

Die Regierung ist in der Verantwortung, 

die Lehrkräfte unter diesen Bedingungen auch 
besser zu bezahlen. Wir wollen mit dem Bil-
dungsminister eine Regelung verhandeln, dass 
die Lehrkräfte, die mehr als 35 Schüler:innen 
in einer Klasse haben, eine Zulage erhalten. 
Aufgrund der Arbeitsbelastung und des 
geringen Gehalts haben wir einen großen 
Lehrkräftemangel. Es gibt viele ausgebildete 
Lehrkräfte, die in anderen Branchen arbeiten, 
weil sie dort besser verdienen.

C. W.: Wofür habt 
Ihr konkret gestreikt? 
Und wie habt Ihr 
Euren Streik vorbe-
reitet und organi-
siert?

T. Z.: Wir haben 
viel von den stra-
tegischen Aktions-
planungen anderer 
Bildungsgewerk-
schaften gelernt. Als 
Mitglied der Bil-
dungsinternationale 
(Education Interna-
tional, EI) und deren Vernetzung im asiatisch-
pazifischen Raum planen wir viele Aktivitäten 
zusammen und lernen voneinander. Die 
Erfahrungen anderer Bildungsgewerkschaften 
haben uns geholfen, auf die Verschärfung der 
Situation der Lehrkräfte zu reagieren.

Eigentlich soll das Gehalt der Lehrkräfte 
jährlich erhöht werden. Aber aufgrund der In-
flation kam es in den letzten zwei Jahren nicht 
zu einer realen Erhöhung. Wir wollten mit 
der Regierung nachverhandeln, haben aber 
keine Antwort erhalten. Wir haben deshalb 
mehrere Pressekonferenzen und Aktionen 
organisiert. Außerdem führten wir Basisver-
sammlungen der Gewerkschaftsmitglieder in 
den Kindergärten und Schulen durch. Dort 
wurden die Forderungen erhoben: 3,5 Millio-
nen MNT, Reduzierung der Arbeitsbelastung 
und Verbesserung der Arbeitsbedingungen an 
allen Bildungseinrichtungen.

Mit diesen Forderungen haben wir uns 
erneut an die Regierung gewandt, in einer 
öffentlichen Petition wurden unsere Forde-
rungen von 30.000 Bürger:innen unterstützt. 
Zum Weltlehrertag im Oktober 2025 haben 

wir ein fünftägiges Sit-In vor dem Parlaments-
gebäude organisiert. Daran haben sich mehr 
als 10.000 Menschen beteiligt. Auch hier 
gab es keine positiven Zeichen seitens der 
Regierung, so dass wir – wie im Arbeitsgesetz 
vorgesehen – einen Mediator benennen muss-
ten. Aber auch dadurch gab es keine Lösung, 
sodass wir zum Streik aufgerufen haben. Der 
Streik begann am 16. Oktober und dauerte 
13 Tage. Wir haben einen landesweiten 

Arbeitskampf geführt, an dem sich unsere 
Mitglieder sowohl in den Städten als auch auf 
dem Land beteiligt haben. Insgesamt waren 
mehr als 40.000 Lehrkräfte und Pädagogische 
Assistenzkräfte an 720 Bildungseinrichtungen 
beteiligt.

C. W.: Was war entscheidend dafür, dass Ihr  
so erfolgreich mobilisieren konntet?

T. Z.: Entscheidend war, dass wir landesweit 
die Unterstützung der Eltern und Schüle
r:innen gewinnen konnten. Besonders wäh-
rend des Streiks konnten wir sehr gut sehen, 
wie die Schüler:innen ihre Lehrkräfte unter-
stützten, indem sie ihnen zum Beispiel Snacks 
vorbeibrachten. Die Eltern wollen ebenfalls 
nicht, dass ihre Kinder in so großen Klassen 
unterrichtet werden. Während des Streiks ha-
ben wir gemeinsame Aktionen mit Eltern und 
Schüler:innen vor dem Parlamentsgebäude 
organisiert.

Über die Medien haben wir Aktionen 
für die Öffentlichkeit verbreitet. Dadurch 
wussten alle über die Missstände beim Lehr-

Erzwingungsstreik  
für Bildung in der Mongolei
Christoph Wälz im Gespräch mit Tsogtgerel Zambal*

Tabelle: Verhandlungsergebnisse zwischen Gewerkschaft und Regierung in der Mongolei

Basisgehalt  
der Lehrkräfte

Basisgehalt der  
Pädagogischen Assistenzkräfte

2025 1.484.000 MNT 954.000 MNT

ab 1. Januar 2026 2.226.000 MNT (+50 %) 1.431.000 MNT (+50%)

ab 1. November 2026 2.804.760 MNT (+26 %) 1.803.060 MNT (+26%)

Streikforderung und Ziel für 
weitere Verhandlungen

3.500.000 MNT prozentual entsprechende 
Anhebung

Lesbar

Kostenlos: »Arbeitskämpfe  
an die Hochschulen!«
Der Sammelband zu Beschäftigungsbedin-
gungen und Strategien gewerkschaftlicher 
Gegenmacht an den Hochschulen, den Ann-
Kathrin Hoffmann und Marvin Hopp im 
letzten Jahr herausgegeben haben, steht 
inzwischen im Open Access bereit. Er verbin-
det wissenschaftliche Analysen mit strategi-
schen Perspektiven und Erfahrungsberichten 
von Aktiven. Eine ausführliche Rezension 
findet Ihr in unserer Ausgabe 6/2025 auf Sei-
te 8.

Zum Nachlesen: Ann-Kathrin Hoffmann, 
Marvin Hopp (Hrsg.): Arbeitskämpfe an die 
Hochschulen! Beschäftigungsbedingungen und 
Strategien gewerkschaftlicher Gegenmacht, 
VSA-Verlag, Hamburg 2025, Download auf 
der Website des VSA-Verlags.

Für wenige Euro:  
»Visionen der Ungleichheit«
Wie haben Ökonomen zu verschiedenen Zei-
ten Ungleichheit gedeutet? Was dachten die 
Physiokraten im 18. Jahrhundert über die 
Einkommensverteilung? Und wie erklärten 
sich Adam Smith und David Ricardo die 
Klassenverhältnisse?

In seinem Buch »Visionen der Ungleich-
heit« zeigt Branko Milanović, dass Ungleich-
heit im ökonomischen Denken verschiedener 
Zeiten unterschiedlich erklärt und bewertet 
wurde – als natürliche Verteilungsordnung, 
als in den Produktionsverhältnissen begrün-
dete Klassengesellschaft, als statistischer 
Unterschied, der sich von Einzelnen über-
winden lässt. Und er erklärt, wie diese 
Annahmen immer durch die gesellschaftli-
chen Umstände der jeweiligen Zeit geprägt 
waren.

Milanovićs lesenswerte Studie kann der-
zeit für wenige Euro bei der Bundeszentrale 
für politische Bildung erworben werden.

Zum Nachlesen: Branko Milanović: Visionen 
der Ungleichheit. Von der Französischen Revo-
lution bis zur Gegenwart, Übersetzung von Ste-
phan Gebauer, Bundeszentrale für politische 
Bildung, Bonn 2026, 5 Euro.

Ins Deutsche übersetzt: David  
Harvey über die »Grundrisse«
Seit Roman Rosdolsky in den 1950er-Jahren 
Marx’ berühmte Notizbücher mit Vorarbei-
ten zum »Kapital« entdeckte, die heute als 
»Grundrisse« bekannt sind, wurden sie wie-
der und wieder interpretiert. Einigkeit dürfte 
darüber bestehen, dass sie einen Einblick in 
die Entwicklung von Marx‘ philosophischem 
und ökonomiekritischem Denken geben – 
und dass sie nicht gerade leicht zu lesen sind.

David Harvey hat 2023 einen Lektürebe-
gleiter zu Marx’ »Grundrissen« geschrieben, 
der nun in deutscher Übersetzung vorliegt. 
Er macht es sich zur Aufgabe, sowohl 
Einsteiger:innen als auch Marx-Kenner:innen 
die »Grundrisse« näherzubringen. Immer 
wieder geht Harvey dabei über den Original-
text hinaus und macht deutlich, wie er dabei 
hilft, die heutigen Verhältnisse zu verstehen.

Zum Nachlesen: David Harvey: Marx’ 
»Grundrisse« lesen. Ein Begleiter für Einsteiger 
und Fortgeschrittene, Übersetzung von Mareike 
Borger, Leo Koch und Klara Steenken, VSA-
Verlag, Hamburg 2026, 29,80 Euro.  

»links« lebt!
Politische Diskussionen und Interventionen in der 

Online-Zeitung www.links-netz.de
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kräftegehalt Bescheid. Wir konnten gut ver-
mitteln, wie wichtig eine gute Bildung für die 
Schüler:innen ist.

Außerdem bestand unsere eigene Kraft aus 
den streikenden Mitgliedern. Der Haupt-
grund, warum Pädagog:innen sich so über-
wältigend an dem Streik beteiligt haben, war, 
dass die Belastung über Jahre hinweg immer 
weiter gestiegen ist und gleichzeitig die Löhne 
nicht mit den Lebenshaltungskosten mithal-
ten konnten. Auch Nichtmitglieder haben uns 
unterstützt, denn als Pädagog:innen haben 

sie gesehen, welche positiven Effekte unsere 
Forderungen auf das Bildungssystem haben 
würden. Es ging auch um die Qualität der Bil-
dung, das hat alle in diesen Streik einbezogen, 
Eltern, Pädagog:innen, die Medien und die 
Öffentlichkeit.

C. W.: 13 Tage sind im Streik eine lange Zeit. 
Wie sahen diese Tage für eure Mitglieder aus?

T. Z.: Die Zeit war sehr angespannt. Einige 
Mitglieder hatten große Angst, dass unsere 
Forderungen nicht erfüllt werden könnten. 
Der Ministerpräsident und der Finanzminister 
haben großen Druck auf die Schulleitungen 
ausgeübt. Durch unsere öffentlichen Aktionen 
haben wir es aber geschafft, Vertrauen aufzu-
bauen, dass wir gemeinsam erfolgreich sein 
können.

Eine Streikleitung hat die Aktionen lan-
desweit koordiniert und die Informationen 
permanent mit den Mitgliedern und der 
Öffentlichkeit geteilt. Täglich haben wir von 
9 bis 17 Uhr Online-Kurse zur Unterstützung 
unserer Mitglieder angeboten. Wir haben 
Schulen besucht, um bei der Gründung von 
Gewerkschaftskomitees zu helfen. Alle zwei 
Stunden haben wir die Zahl der Streikenden 
registriert. Während am zweiten Streiktag 
23.000 Pädagog:innen an 372 Einrichtungen 
gestreikt haben, waren am fünften Streiktag 
bereits 30.000 an 558 Einrichtungen beteiligt. 
Die Zahl wuchs ständig weiter an.

C. W.: Wie seid Ihr zu einem Verhandlungs
ergebnis gekommen?

T. Z.: Die Verhandlungen waren sehr hart. 
Der Finanzminister beharrte darauf, dass es 

nicht möglich sei, unsere Forderungen zu 
erfüllen. Unsere Mitglieder haben aber fest 
daran geglaubt, dass wir es schaffen können. 
Als die Regierung uns während der Verhand-
lungen einen Stufenplan mit zunächst nur 
geringen Verbesserungen und 3,5 Millionen 
MNT bis 2028 anbot, haben wir das abge-
lehnt, weil die Situation so dringend ist und 
die Kolleg:innen sehr schnell Verbesserungen 
brauchen, nicht erst 2028.

Letztlich wurde vereinbart, dass das Grund-
gehalt der Lehrkräfte ab Januar 2026 um 50 
Prozent auf 2,2 Millionen MNT und ab No-
vember 2026 noch mal um weitere 26 Prozent 
auf 2,8 Millionen MNT angehoben wird. Im 
Laufe des Jahres werden weitere Verhandlun-
gen folgen, um das Ziel von 3,5 Millionen 
MNT zu erreichen. Das Gehalt der Pädagogi-
schen Assistenzkräfte steigt analog zu dem der 
Lehrkräfte (siehe Tabelle). Das Gehalt unserer 
Mitglieder, die am Streik teilgenommen 
haben, soll rückwirkend vom Staat bezahlt 
werden. Leider konnten wir uns bei weiteren 
Forderungen zu den Arbeitsbedingungen 
und zu zusätzlichen Lohnbestandteilen nicht 
durchsetzen.

C. W.: Hat Euch der Kampf dabei geholfen, 
Eure gewerkschaftlichen Strukturen in den Bil-
dungseinrichtungen zu stärken?

T. Z.: In den Schulen haben wir Gewerk-
schaftskomitees. In den Kindergärten, in de- 
nen nur etwa 20 Beschäftigte arbeiten, spre-
chen wir von Gewerkschaftsgruppen. Wir 
haben im Streik viele Treffen mit den Ver-
trauensleuten durchgeführt und sie über jede 
Entwicklung auf dem Laufenden gehalten. 
Wir haben die Vertrauensleute angeleitet, was 
sie tun können, um ihre Rechte als Gewerk-
schaftsmitglieder zu schützen. Es hat sich 
dadurch eine große Solidarität entwickelt und 
das Gefühl, dass wir als Team gemeinsam für 
unsere Forderungen einstehen.

C. W.: Ihr habt während des Streiks von koordi-
nierten Aktionen mit Beschäftigten der Gesund-
heitsgewerkschaft berichtet. Welche Bedeutung 
hatten diese Aktionen?

T. Z.: Das Gehalt der Pflegekräfte ist ebenfalls 
sehr niedrig und ihr Kampf fand zur gleichen 
Zeit statt. Die Regierung sollte die Löhne 
in beiden Branchen anheben. Gesundheit 
und Bildung sind zentrale Sektoren für das 
Land. Da wir die gleichen Probleme haben 
wie die Pflegekräfte, haben wir gemeinsam 
eine Strategie erarbeitet und Aktionen ge-
plant, um die Regierung unter Druck zu 
setzen. Die Gesundheitsgewerkschaft und die 
Bildungsgewerkschaft sind beide Mitglied 
im Mongolischen Gewerkschaftsbund. Alle 
Gewerkschaften müssen im Team zusammen-
arbeiten und sich gegenseitig unterstützen. 
An unseren Protestaktionen haben sich auch 

Eisenbahnarbeiter:innen beteiligt. Wir müssen 
unsere Erfahrungen miteinander teilen.

*  Christoph Wälz ist aktiv in der GEW Berlin. Er 
dankt den Kolleginnen Carmen Ludwig, Tsetsegmaa 
Gendenjamts und Ongoo Buyanjargal für ihre Unter-
stützung.

Tsogtgerel Zambal ist Präsident der Föderation der 
mongolischen Bildungs- und Wissenschaftsgewerkschaf-
ten (FMESU).

Mit dem Systemwechsel 1990 wurden die 
bis dahin unter der Kontrolle der kommu-
nistischen Staatspartei stehenden mongo-
lischen Gewerkschaften parteiunabhän-
gig. Bei über 197.000 Mitgliedern ist knapp 
ein Zehntel der Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter heute Mitglied im Mongoli-
schen Gewerkschaftsverband. Die größten 
Branchengewerkschaften sind in den Sek-
toren Bildung und Wissenschaft (27.000 
Mitglieder), Eisenbahn (16.780 Mitglieder) 
und Gesundheit (12.540 Mitglieder) vertre-
ten. Lediglich ein Viertel der Gewerk-
schaftsmitglieder arbeitet im Privatsektor. 
(Stand: 12/2024, Friedrich-Ebert-Stiftung)

Weitere Informationen über die FMESU 
und Gewerkschaften in der Mongolei fin-
den sich auf der Website der Bildungsinter-
nationale: www.ei-ie.org/en/country/ 
1148:mongolia sowie bei der Friedrich-
Ebert-Stiftung: Mongolei Gewerkschafts-
monitor. Juni 2025, collections.fes.de/ 
publikationen/download/pdf/1750774.

Merkbar

Preis für Arbeitssoziologie, Indus
trielle Beziehungen und Gewerk-
schaftsforschung in der Schweiz
Die Schweizer Gewerkschaft Unia schreibt in 
Kooperation mit dem Verein »Laboris – Netzwerk 
Arbeitsforschung Schweiz« Preise für exzellente 
akademische Abschlussarbeiten aus. Eingereicht 
werden können Arbeiten, die sich mit Themen der 
Arbeitssoziologie, Industriellen Beziehungen oder 
Gewerkschaftsforschung befassen, einen Bezug zur 
arbeitspolitischen Geschichte und Gegenwart der 
Schweiz haben und nach dem 1. Juli 2024 abge-
schlossen wurden. Vergeben werden ein Internati-
onaler Hauptpreis sowie ein Nachwuchspreis. 
Bewerbungsschluss ist der 30. Juni 2026.

Weitere Informationen: https://laboris.work/
newsmeldung/preisausschreibung-2026-nachwuchs-
preis-fuer-arbeitssoziologie-industrielle- 
beziehungen-und-gewerkschaftsforschung-in-der-
schweiz/

Regionalkonferenz gewerkschaftli-
che Erneuerung Thüringen
Die Regionalisierung der Konferenzen zur gewerk-
schaftlichen Erneuerung, die die Rosa-Luxemburg-
Stiftung ausrichtet, schreitet voran. Nachdem wir 
in unserer letzten Ausgabe auf die Regionalkonfe-
renz in Baden-Württemberg hingewiesen haben, 
die am 9. und 10. Oktober 2026 in Freiburg statt-
findet, dürfen wir Euch nun auf die Thüringer 
Regionalkonferenz aufmerksam machen.

Am 25. und 26. September kommen in Jena 
Kolleg:innen aus verschiedenen Branchen, Betrie-
ben und Gewerkschaften zusammen. Die Konferenz 
bietet gewerkschaftlich Aktiven ein Forum, über die 
Stärkung ihrer Praxis nachzudenken und Kraft wie 
Knowhow für diese zu gewinnen. Gemeinsam wol-
len wir uns über Erfahrungen aus gewerkschaftli-
chen Kämpfen austauschen, voneinander lernen, 
Solidarität organisieren und uns vernetzen.

In Workshops, Austausch- und Begegnungsfor-
maten werden wir über erfolgreiche Ansprachen, 
Machtaufbau und Streiktaktiken sprechen. Dabei 
wollen wir von positiven Beispielen aus konkreten 

Auseinandersetzungen und von vielversprechen-
den betrieblichen Praktiken lernen. Wir tauschen 
uns aus, wie Ermächtigung, Beteiligung und 
Demokratisierung in gewerkschaftlichen Kämpfen 
gelebt werden, welche Organisations- und Partizi-
pationsformen dafür geeignet sind. Gemeinsam 
wollen wir beteiligungsorientierte Aktions- und 
Streikformen weiterentwickeln und so die 
Gewerkschaften als soziale Gegenmacht stärken.

Termin: 25.–26. September 2026
Ort: Jena
Weitere Informationen: Website der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Thüringen, th.rosalux.de 

MEHR Festival
Die Otto-Brenner-Stiftung veranstaltet in Koope-
ration mit der IG Metall vom 16. bis zum 19. Juni 
das MEHR Festival in Frankfurt am Main. Das 
Festival will eine neue Plattform für gesellschafts-
politische Debatten sein und ein Treffpunkt für 
alle, die gemeinsam an einer besseren Zukunft 
arbeiten wollen. 

In Räten und Hackathons entwickeln die Teil
nehmer:innen aus Wissenschaft, Zivilgesellschaft 
und Gewerkschaften Ideen, Strategien und Projek-
te für einige große Aufgaben unserer Zeit. In inter-
aktiven Formaten sollen Analyse, Austausch und 
konkrete Zusammenarbeit verbunden werden.

Zu den Zukunftsfragen, an denen auf dem Fes-
tival gearbeitet wird, zählen: 
•	 eine demokratische Wirtschaft durchsetzen,
•	 Wohnen zu Menschenrecht und Gemeingut 

machen,
•	 Digitalisierung solidarisch und nachhaltig 

gestalten,
•	 Migration menschenrechtskonform und zum 

Wohle aller organisieren und
•	 Gewerkschaften so aufstellen, dass sie ein Ort 

kollektiver Stärke und solidarischen Handelns 
sind.

Die Teilnahme ist kostenlos. Es ist möglich, nur an 
einzelnen Tagen und Events teilzunehmen.

Termin: 16.–19. Juni 2026
Ort: Frankfurt am Main
Anmeldung: Website der Otto-Brenner-Stiftung    
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I n einem Wikipedia-Eintrag wird Ma-
ria Grollmuß als »deutsche katholische 

sorbische Publizistin und sozialistische Wi-
derstandskämpferin gegen das NS-Regime« 
eingeordnet. Die Historikerin Birgit Sack 
hat im Wallstein-Verlag eine umfangreiche 
Biographie über sie vorgelegt. Sack konnte 
dabei auf die vielen Briefe zurückgreifen, die 
Grollmuß an ihre Schwester, aber auch an 
ihren lebenslangen Freund Hermann Kopf 
geschrieben hat.

Grollmuß war eine selbstbewusste Frau, 
die sich bereits vor über hundert Jahren wei-
gerte, sich dem Patriarchat unterzuordnen. 
Sie lebte bewusst allein, lehnte die Ehe ab 
und politisierte sich schon in der November-
revolution 1918. Als Studentin engagierte sie 
sich zunächst im SPD-nahen Sozialistischen 
Studentenbund, später im Windthorstbund, 
der Jugendorganisation der katholischen Zen-
trumspartei. 

In dieser politischen Betätigung kommen 
die beiden wichtigen Konstanten in ihrem 
Leben zum Ausdruck: ihr christlicher Glaube 
und ihr Engagement in der sozialistischen 
Arbeiter:innenbewegung.

Sack zeichnet detailliert nach, welch wich-
tige Rolle Grollmuß Mitte der 1920er Jahre 
im linken Flügel der Zentrumspartei und 
ihren Netzwerken spielte. Doch bald zweifelte 
sie daran, dass ausgerechnet die Zentrumspar-
tei sich für sozialistische Ideen öffnen würde. 
Das führte 1927 zu ihrem Eintritt in die 
KPD, der Sack zufolge einen Bruch in ihrem 
Leben markierte (S. 203).

Im Kapitel »Als Kommunistin im deut-
schen Metallarbeiterverband« geht Sack auf 
Grollmuß‘ kurze gewerkschaftliche Tätigkeit 
im sozialdemokratisch orientierten Deutschen 
Metallarbeiterverband (DMV) zwischen 1927 
und 1930 ein. In dieser Zeit recherchierte 
Grollmuß für einen Artikel über die Rationa-
lisierung in der Berliner Metallindustrie für 
die Betriebsrätezeitung des DMV, der aber nie 
erschien.

Für ihre Forschung wollte sie an Be-
triebsversammlungen teilnehmen – was den 
Genoss:innen Probleme bereitete, denn als 
Frau und Intellektuelle wurde ihr im DMV 
mit Misstrauen begegnet. Als dann noch ein 
ehemaliger KPD-Funktionär, der zur SPD 
wechselte, ihre KPD-Mitgliedschaft bekannt 
machte, wurde sie 1930 aus dem DMV aus-
geschlossen. Ob sie Interna aus dem DMV an 
die KPD weitergegeben hat, bleibt bei Birgit 
Sack offen – dies hatte der Sozialdemokrat 
und langjährige DMV-Funktionär Max 
Ulrich 1937 bei einem Gestapo-Verhör in 
Nazihaft behauptet.

�� Euphorie und Enttäuschung  
in der KPD

Grollmuß, die mit viel Euphorie ihr Engage-
ment in der KPD begonnen hatte, berichtete 
bald über die ersten Enttäuschungen in ihrer 
neuen politischen Heimat: »Hermann Kopf 
gegenüber erwähnte sie im Oktober 1928 
eine Betriebszelle, die unterste Organisations-
einheit der Partei im Wernerwerk, in der sie 
sich nur unzureichend integriert fühlte, wofür 
sie ihre fehlende proletarische Herkunft bzw. 
ihren Intellektuellenstatus verantwortlich 
machte« (S. 229), schreibt Sack.

Aus der Desillusionierung wurde bald eine 
politische Differenz. Denn Grollmuß weigerte 
sich, die Sozialfaschismustheorie mitzutragen. 
Diese besagte, die Sozialdemokratie sei nur 
eine »Spielart des Faschismus« – und damit 
genauso zu bekämpfen wie die NSDAP. Ende 
der 1920er Jahre wurde sie unter der Führung 
von Ernst Thälmann in der KPD durchge-
setzt; aufgrund der Erfahrungen mit der SPD 
während und nach der Novemberrevolution 
war sie aber auch bei vielen Mitgliedern ver-
breitet.

Grollmuß gehörte zu den Kritiker:innen, 
die durch die Sozialfaschismustheorie eine 
Einheitsfront gegen den aufsteigenden Na-
tionalsozialismus verunmöglicht sahen. Sie 
wurde 1930 aus der KPD ausgeschlossen und 
organisierte sich in der »Kommunistischen 
Partei-Opposition« (KPO). Wenig später 
wurde sie Mitglied der Sozialistischen Arbei-
terpartei (SAP), einem Sammelbecken linker 
Sozialdemokrat:innen, für deren Zentralorgan 
sie zahlreiche Beiträge schrieb. Doch auch 
dort zerschlug sich ihre Hoffnung auf eine 
linke Einheitsfront gegen den Nationalso
zialismus. Zudem hatte sie mit persönlichen 
Problemen zu kämpfen. Sack beschreibt 
anschaulich, wie Grollmuß immer wieder 
Freund:innen um finanzielle Unterstützung 
bitten musste, weil sie mit ihrer publizisti-

schen Tätigkeit in linken Medien nicht über 
die Runden kam.

Schon bald nach der Machtübernahme der 
Nazis 1933 geriet Grollmuß ins Visier des 
NS-Staates. Denn sie engagierte sich publizis-
tisch im Arbeitskreis Revolutionärer Sozialis-
ten, der der SAP nahestand, beteiligte sich an 
konspirativen Treffen, dem Transport illegaler 
Schriften und betätigte sich publizistisch 
in antifaschistischen Medien. Dabei blieb 
Grollmuß weiterhin entschiedene Kritikerin 
der SPD, wohl auch wegen ihrer Erfahrungen 
mit deren Politik in der Weimarer Republik. 
Das bedeutete, dass sie sich für eine neue so-
zialistische Politik, auch mit den Mitgliedern 
der SPD, einsetzte. Dieser sozialistische Neu-
anfang war für sie aber auch mit einem Bruch 
mit der SPD-Politik nach 1918 verbunden.

Am 7. November 1934 wurde Grollmuß 
in ihrer Heimatstadt Radibor verhaftet. Es 
begann ihr zehnjähriger Leidensweg durch die 
verschiedenen Gefängnisse und Konzentrati-
onslager. Anfangs schrieb sie hoffnungsvolle 
Briefe an ihre Schwester und sparte dort auch 
nicht mit Kritik an angeblich unvorsichtigen 
Genoss:innen, die sie für ihre Haft mitverant-
wortlich machte. Erst als sie, nach der Verbü-
ßung der Haftstrafe, ins Frauenkonzentrati-
onslager Ravensbrück eingewiesen wurde, war 
ihre Hoffnung auf Freilassung verflogen. Sack 
benennt zahlreiche Zeugnisse von Mitgefan-
genen aus Ravensbrück, die sich mit großem 
Respekt über Grollmuß äußerten.

Sack weist zudem darauf hin, dass es der 
Solidarität der Gefangenen zu verdanken ist, 
dass die schwer Erkrankte vor dem Terror der 
Aufseher:innen geschützt wurde. Grollmuß 
sei oft in großer Gefahr gewesen, weil sie sich 
am Morgen nicht schnell genug zum Appell 
einfand oder weil sie sich mit einem Buch in 
ein Versteck zurückzog und damit die Lager-
ordnung ignorierte.

In dieser Zeit scheint ihr der christliche 
Glaube viel Kraft zum Überleben gegeben zu 

haben. Sack charakterisiert sie als gläubige 
Christin, die auch in Haft und Lager an 
sozialistischen Zielen festhielt. Sie zitiert eine 
Mitgefangene, die über Grollmuß schrieb, 
ihr seien »die körperlichen Strapazen, die 
Unterernährung buchstäblich ins Gesicht 
geschrieben, am ganzen Körper anzusehen« 
(S. 472). Am 6. August 1944 starb Grollmuß 
im Alter von 48 Jahren, vermutlich an einer 
nicht behandelten Bauchfellentzündung.

�� Späte Erinnerung

Nach 1945 wurde Grollmuß nicht vergessen. 
Auf die unterschiedlichen Deutungslinien 
ihres Lebens geht Sack ausführlich ein. In 
Westdeutschland war sie vor allem bei den 
wenigen Menschen bekannt, mit denen sie in 
den 1920er Jahren in der Jugendorganisation 
des Zentrum aktiv war und die mittlerweile 
in der CDU ihre politische Heimat gefunden 
hatten. Sie erinnerten Grollmuß vor allem als 
Christin.

In der DDR wiederum wurde sie als Sozi-
alistin und Opfer des NS anerkannt, was für 
eine KPD-Dissidentin nicht selbstverständlich 
war. Auf einem Kreuzweg in der Gedenkstätte 
Ravensbrück wurde sie 1988 auch als Christin 
erinnert. Vor einigen Jahren wurde Grollmuß 
schließlich auch zur sorbischen Patriotin 
erklärt. Das hängt mit dem in den letzten 
Jahren gewachsenen Selbstbewusstsein der 
sorbischen Autonomiebewegung zusammen, 
die besonders in Grollmuß’ Heimatregion, der 
Oberlausitz, stark ist. Sie bezieht sich darauf, 
dass sie in ihrer Jugend in sorbischen Zeitun-
gen schrieb und kurzzeitig in der sorbischen 
Kulturbewegung aktiv war.

Sack hat mit ihrer umfangreichen Biogra-
phie das Leben einer politischen Theoretike-
rin und Aktivistin nachgezeichnet, die sich als 
Christin in sozialistischen und kommunisti-
schen Organisationen engagierte. Sie hat über 
ihr eigenes Leben hinaus Spuren hinterlassen: 
Sack erwähnt die enge Zusammenarbeit von 
Grollmuß mit dem linken Zentrumspolitiker 
und kurzzeitigen Reichskanzler Joseph Wirth 
in den 1920er Jahren, von dem der noch 
heute viel zitierte, weil immer noch aktuelle 
Satz stammt: »Der Feind steht rechts«. In den 
1950er Jahren war Wirth Mitbegründer der 
Deutschen Volkszeitung und kooperierte im 
Kampf gegen die Wiederbewaffnung auch 
mit Kommunist:innen. Damit stellte er sich 
in eine politische Tradition, für die Grollmuß 
kämpfte.

*  Peter Nowak ist freischaffender Journalist und Aktivist.

Christin und Sozialistin
Birgit Sack stellt die Widerstandskämpferin Maria Grollmuß vor – von Peter Nowak*

Birgit Sack: »Maria Grollmuß  
1896 – 1944. Biographische Annäherung 

und Erinnerungsnarrative«,  
Wallstein-Verlag, Göttingen 2023,  

ISBN: 978–3-8353–5372-5, 644 Seiten  
mit 67 Abbildungen, 48 Euro.
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